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Vorwort

Die vier wichtigsten Bund-Länder-Programme für die Forschung – Hochschulpakt, 

Exzellenzinitiative, Hochschulbau und Pakt für Forschung und Innovation – enden 
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Um der Diskussion zur Zukunft der deutschen Wissenschaftspolitik in diesen 

kritischen Jahren ein Forum zu bieten, hat sich die Berlin-Brandenburgische 
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eigene Schriftenreihe zur „Wissenschaftspolitik im Dialog“ aufzulegen, die sich 

an das wissenschaftspolitisch interessierte Publikum in Deutschland richtet.  

Diese Schriftenreihe wird von der interdisziplinären Arbeitsgruppe (IAG) 

Exzellenzinitiative (EI) der BBAW betreut. Im Titel der Schriftenreihe wird der 

Dialog betont, weil ausdrücklich auch Beiträge aus der Wissenschaftspolitik will-

kommen geheißen werden, in denen bundesweite Vorstellungen zur Zukunft des 

Wissenschaftssystems entwickelt werden. 
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auf die Zusammenarbeit von Bund und Ländern in Bezug auf die Forschung 

gezogen. Inzwischen hat sich die wissenschaftspolitische Situation verändert: 
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im Bereich Forschung und Lehre: Der Vertrag plädiert für eine Fortsetzung des 

Hochschulpakts, die Weiterentwicklung der Exzellenzinitiative, die Fortsetzung 

des Pakts für Forschung und Innovation sowie für eine Verbesserung der 
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legen nicht nur fest, dass sich der Bund weiterhin an der Finanzierung der 

außer universitären Forschung maßgeblich, ja stärker beteiligen wird; auch eine 

Exzellenzkomponente soll es weiterhin geben. Es wird zudem eine Änderung 
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die Länder, Ersparnisse, die sich aus zusätzlich vereinbarten Kostenübernahmen 
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Pakt für Forschung und Innovation – demnächst ergeben werden, nun für ihre 

Universitäten zu verwenden. Einige Länder, wie Hessen, sind schon dabei, dafür 

einen „Sonderfonds Hochschulen“ einzurichten, in dem alle solchen Ersparnisse 

gebündelt werden;5��������x%��������}���������������0��������}�����
�
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haupt nicht oder nur teilweise.

@~������q�����
�
����������9�������
�
�������q����`�����"�������1�
�
��
��

des inzwischen vergriffenen Heftes seinen Beitrag um zwei Kapitel ergänzt, in 
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Auswirkungen allgemein kommentiert und in diesem Zusammenhang auch die 

Gründung des Berliner Instituts für Gesundheitsforschung (BIH) und dessen 

Finanzierung durch den Bund betrachtet. 
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dem die jetzige EI in ihrer bisherigen Struktur ausläuft und in dem spätestens 

Entscheidungen über eine Fortsetzung oder einen neuen Anlauf umzusetzen 
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einen neuen Anlauf ein Modell vor, das weitgehend zwischen Wissenschaft und 

Bund und Ländern abgestimmt worden ist.
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kritischen Begleitung der zweiten Exzellenzinitiative Zeit lassen, weil ihre große 
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Ginge alles rational zu, müsste ja jede Entscheidung darüber, was auf die 
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Verteilung der finanziellen Mittel“, Punkt 5, www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/ 
Standardartikel/Themen/Oeffentliche_Finanzen/Foederale_Finanzbeziehungen/Laender-
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5 Vgl.  www.faz.net/aktuell/rhein-main/nach-bafoeg-reform-des-bundes-millionen-fuer-hoch-
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gemacht hat.4
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Berlin mit dem Max-Delbrück-Centrum für Molekulare Medizin (MDC) in 

Berlin-Buch, einem Forschungszentrum der Helmholtz-Gemeinschaft, in 

einer solchen Form zusammenzuführen, dass eine Einrichtung eigener 
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Eigenlauf oder als Vorgriff auf eine „Exzellenzstrategie des funktionalen 
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Institute of Technology)-Kombipackung von zwei organisatorisch vereinten, 

aber sachlich immer getrennten Organisations- und Finanzkreisläufen (des 

Landes und des Bundes) zu überwinden und zu einer universitär mitge-
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Marquardt, unter der Überschrift „funktionale Verbünde in einer Region“ 
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in Deutschland sind durch eine reichhaltige Präsenz unterschiedlichster 

Wissenschaftseinrichtungen – etwa Universitäten, Fachhochschulen oder 

verschiedenartige außeruniversitäre Forschungseinrichtungen – geprägt. 

Bei dem Begriff der Region sollten Sie dabei nicht nur an eine Stadt 

(wie Berlin) oder an einen Ballungsraum (wie das Ruhrgebiet) denken, 

es kann sich auch – durchaus länderübergreifend – um ein geographisch 

sinnvoll begrenztes Gebiet mit mehreren Standorten handeln. Nach 

funk tio nalen Gesichtspunkten sorgfältig ausgewählte Einrichtungen 
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9 Walter Rosenthal, Annette-Grüters-Kieslich, Detlev Ganten, Almut Caspary, Josef Zens, Integra-
tion von universitärer und außeruniversitärer Forschung im Berliner Institut für Gesundheits-
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(z. B. in der Lehre, der Spitzenforschung, der Forschung in kleinen Fächern, 

im Ergebnistransfer usw.) komplementär ausprägen und dann einen 

kooperativen Verbund bilden, der sich durch eine breite Funktionalität auf 

hohem qualitativen Niveau auszeichnet. […] Offenheit der Einrichtungen, 

eine intelligente, administrative Reibungsverluste vermeidende Governance 
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Transition und deren Erfolg. Ich kann mir sehr gut vorstellen, dass über 

eine solche Maßnahme – vielleicht gar als konsequente Weiterführung der 
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des Wissenschaftssystems in Deutschland erreicht werden kann. Sie würde 

verschiedenste ‚Exzellenzkriterien’ bedienen und neben der Spitze auch 

die ‚imaginäre Mitte’ im Blick haben.“ ���8�����������0��������$��
���������

8������	�}������������������
�����$
������*���������������`�����}
��������

Wissenschaftsratsempfehlungen, sondern eher die Liebig-Institute und die 

Merian-Professuren.
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„Perspek tiven der deutschen Wissenschaft“ ein, die sich aus Anlass 

des Zusammen treffens des Auslaufens diverser Bund-Länder-Pakte mit 

dem Ende des Solidarpakts Ost und dem Eintreten der Schuldenbremse 

der Frage annehmen sollte, wie sich das Wissenschaftssystem auf 

diese massiv veränderten Rahmen bedingungen einstellen kann und 

soll. Die Arbeit dieser Arbeitsgruppe hat zu den Empfehlungen vom  

����$
������*�
�"������8����*��4������ Dazu haben im Vorfeld auch die DFG, 

die Allianz der Wissenschaftsorganisationen, die außer universitären 

Forschungseinrichtungen (Helmholtz, Max-Planck, Leibniz-Gemeinschaft) 

sowie die Nationale Akademie der Wissenschaften – Leopoldina in eigenen 

Positionspapieren Stellung bezogen.�� Dass diese Positionierungen der ein-

zelnen Akteure im Wissenschaftssystem fast alle in der ersten Hälfte dieses 

Jahres erschienen ist, erklärt sich sicher auch aus den Bundestagswahlen 
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gen Positionierungen der Parteien und in potentiellen Koalitionslinien 

zur Wissenschafts- und Hochschulpolitik und damit auch zur „Exzellenz-

Nachfolge“ vorauswarfen. 
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• Ferner ergriff die Bundesregierung – vorbereitet durch bayerische und  
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fristige Ko-Finanzierungsoptionen nicht allein für „Vorhaben“, sondern auch 

für „Einrichtungen an Hochschulen“ einzuräumen.�* Die SPD stimmte dem 

zwar zu, verlangte aber im Gegenzug, über einen neu einzufügenden Art. 
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ist, wenn altehrwüdige Großeinrichtungen wie der Deutsche Akademische 

Auslandsdienst (DAAD) in Bonn als „Vorhaben“ im Sinne dieser Bestimmung 

gelten�� und wenn zudem durch eine Synthese von außer- und inneruniversi-
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Wege zur Verfügung stehen.�[
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Beschluss geführt, unsere Arbeit zu beschleunigen und unsere Arbeitsergebnisse in 
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Nach zwei Jahren steht fest, dass dies die richtige Entscheidung war: Die ersten 

elf Hefte der Reihe Wissenschaftspolitik im Dialog sind ein großer Erfolg unserer 

Arbeit und breit angenommen geworden. Die Reihe hat sich etabliert und wird 

von allen wichtigen Akteuren in Wissenschaft und Politik wahrgenommen.

Bislang haben wir dieses Vorwort so beschlossen wie schon unser großes 
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dern durch langsame Institutionenbildung und lange Investitionsketten.  
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Die Exzellenzinitiative kann nur ein Anfang sein. Wo, wenn nicht in der Wissen   -

schafts politik, wäre ‚das langsame Bohren dicker Bretter mit Leiden schaft und 

Augenmaß’ (Max Weber) die einzig erfolgversprechende Hand       lungs     orien - 

tierung?“�+ 

Und vielleicht kann die Große Koalition eine bessere Fortsetzung der Exzellenz-

initiative stemmen als jede andere Koalitionsvariante, auch wenn der Koalitions-
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erreichen, der dem Bund eindeutige Handlungsfreiheit auch für eine Beteiligung 

�������
��������%����=�
������|���
�
�
�����	�����#������%���nur ein erster 

Schritt�������~����������������������������8���@��������
�
��~���5��`��������

hat dafür zwar eine weitere Grundlage gelegt und die Ausweitung auf die Schule 

ausgeklammert. Aber noch gibt es keine beschlossene Grundgesetzänderung, 

der ja auch Die Grünen im Bundesrat zustimmen müssten. Wenn das Grundgesetz 
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neue kohärente Forschungs- und Wissenschaftspolitik, die Öffnung der Tür ist 

aber selber noch keine solche neue Politik. Wie der Bund diesen Rahmen sach-
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ihre Ersparnisse auch für die Universitäten einsetzen werden, das wird zusam-

men genommen über den Erfolg dieser Reform entscheiden. Die Erfahrungen 
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aufkommen.

Günter Stock

Präsident der Berlin-Brandenburgischen Akademie der Wissenschaften

Stephan Leibfried

Sprecher der IAG Exzellenzinitiative der BBAW
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DIE ZUKUNFT DES WISSENSCHAFTSSYSTEMS 
UND DIE REGELN DES GRUNDGESETZES ÜBER 
SACH- UND FINANZIERUNGSKOMPETENZEN

I. AUSGANGSPUNKT
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auslaufende Exzellenzinitiative, verlangen schon heute Überlegungen dazu, 

welche Konsequenzen für das Wissenschaftssystem sich daraus ergeben. 

Zum einen haben die Programme notwendig eine spezifische Bedeutung, 
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allem die Exzellenzinitiative auf ein Hochschulsystem, dessen langjährige 
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ihrer Zuständigkeit für den Schul- und Hochschulbereich haben, wird es bei ihnen 

einen starken Druck auch auf die Kosten des Hochschulbereichs geben.

8����
�������������0��
���~�����������0�����
����
"
��~������	��[��`%�|������

erklärt die Bundesregierung, sie strebe eine Verfassungsänderung des bei der 
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der Wissenschaft und Forschung an2 Hochschulen“ soll nach dem Willen der 

Bundesregierung die Gemeinschaftsaufgabe nunmehr „Einrichtungen und 

Vorhaben der Wissenschaft und Forschung an Hochschulen“ heißen. Man würde 
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gegolten hat.3
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2 Der Sprachgebrauch der Verfassung „an Hochschulen“ sollte nicht die Assoziation zu den soge-
nannten „An-Instituten“ provozieren, die keine Institute „der“ Hochschule sind, sondern sich 
gerade durch organisatorische Distanz zur Hochschule auszeichnen.
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ren Haushalts ins Spiel bringen und zugleich den Druck auf eine Änderung der 

Umsatzsteuerverteilung zwischen dem Bund und der Gesamtheit der Länder mini-
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Bundes zugunsten des Hochschulbaus� in ihrer zu vermutenden negativen Wir-

kung für den Wissenschaftsbereich teilweise kompensieren.

Mit Blick auf die eingetretene Situation erscheint es sinnvoll, sich mit Bezug 

auf die Entwicklung der Grundlagen einer Konzeption des deutschen 

Wissen     schaftssystems der Zukunft der verfassungsrechtlichen Rahmen be-

dingungen eines solchen Systems und seiner sinnvollen Finanzierung zu 

ver gewissern.

II. ZUSTÄNDIGKEITSSYSTEM DES GRUNDGESETZES  
UND FINANZVERANTWORTUNG

Das Grundgesetz regelt die Verteilung der inhaltlichen wie finanziellen 
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Ausübung der staatlichen Befugnisse und die Erfüllung der staatlichen Aufgaben 

ist Sache der Länder, soweit dieses Grundgesetz keine andere Regelung trifft 
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gesondert die Ausgaben, die sich aus der Erfüllung ihrer Aufgaben ergeben, 

soweit dieses Grundgesetz nichts anderes bestimmt.“ 

Das Grundgesetz verteilt die Aufgaben zwischen Bund und Ländern auf eine frei-

lich nur scheinbar unkomplizierte Weise: Was nach dem Grundgesetz selbst nicht 
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an den Hochschulbau entfallen und schreibt dafür eine allgemeine investive Zweckbindung 
fest. Zu den Schwierigkeiten der Interpretation des Artikels im Einzelnen s. Hans Meyer, Die 
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auch unten Anm. 9. 
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dem Bund durch Regelung oder Zulassung zugewiesen ist, ist allein Aufgabe der 

Länder. Der Bund muss also im Text oder im Kontext des Grundgesetzes jede 
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durch ein „gesondert“.

Es ist unbestritten, dass es neben den geschriebenen Aufgaben des Bundes 
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Man nennt dies Kompetenz kraft Natur der Sache. Das Grundgesetz schweigt  

z. B. darüber, wer den Sitz der obersten Bundesorgane festlegt; die Kompetenz 

kann nur der Bund haben. Dass der Bund – wie die Länder für ihren Bereich – 

Ressortforschung betreiben kann, ist ebenso im Grundgesetz nicht „geregelt“ 

und lässt sich nur mit der Natur der Sache begründen. Schon schwieriger ist 

die Begründung der Zuständigkeit des Bundes für die Großforschung, bei-

spielsweise für die früheren Kernforschungsanlagen in Jülich und Karlsruhe. Sie 

lässt sich nur mit der die Potenz eines Landes (normalerweise) übersteigenden 

Finanzlast begründen. Hier spielt aber auch die unangefochtene Staatspraxis 

eine Rolle.5 Man sieht, dass neben dem Kulturbereich (Bundeskunsthalle) auch 

der Wissenschaftsbereich für diese Art ungeschriebener Zuständigkeit des 

Bundes Beispiele abgeben kann.
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Landesbereich, was ausdrückliche Gesetzgebungsbefugnisse auch des Bundes 
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Hochschulbereich nicht dem Bund zuweist. Die Bundeswehrhochschulen, die in 

ihrer inneren Struktur den Landeshochschulen angelehnte Bundeseinrichtungen 

sind, lassen sich nur mühsam mit einer Art Parallele zu der Ressortforschung als 
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der Verwaltungshochschule Speyer ist dagegen das Land Rheinland-Pfalz; sie 
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Weiterbildung deren Personals dient.

Die an sich strikte Trennung der Bereiche und damit auch der Finanzierungs-

verantwortung führt zur Frage der Finanzverteilung zwischen Bund und 

5 Sie ist im eigentlichen Sinne nicht kompetenzbegründend, kann aber eine nicht eindeutig zu 
beantwortende Frage außer Streit stellen und den Zustand dadurch mangels eines Klägers 
gegenüber der Verfassung immun machen.
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Ländern. Praktisch haben die Länder keine relevanten Besteuerungsbefugnisse; 

das Gesetzgebungsrecht über die Steuern, der wichtigsten staatlichen 

Einnahmequelle, liegt primär5�������
����	������[�==�������������
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besitzen die Länder nur eine Vetoposition bei denjenigen Steuern, deren Ertrag 

ihnen ganz oder zum Teil zukommt. Dafür haben die Länder neben einem 

Anspruch auf den Ertrag einiger kleinerer Steuern wie der Erbschaft- oder 

Grunderwerbsteuer vor allem einen von der Verfassung quotal festgelegten 

Anspruch auf einen Anteil an den Erträgen der beiden weitaus ertragreichsten 

0��
��"~����#�����9���~�������
����x~�����
����"�����������
���>��}������"����


�������]����|���
����	������5�	����*�==���!�����
����#���������������	������������

x�������
&�����������]����|���
����������������������	
"�~����#����~�����

	
"�~���������������
���x�������������	������+�	������==���.��~������}��
����

sich die Wirtschaftskraft eines Landes in seinen Steueranteilen. 

Für das Thema wichtiger ist die Verteilung der Umsatzsteuer. Sie zeichnet sich 

durch eine Reihe von Abweichungen zur allgemeinen Steuerverteilung aus. 

Erstens wird die Verteilung des Aufkommens auf Bund und Länder (zu einem 

kleinen Teil auch auf Gemeinden) nicht durch die Verfassung, sondern durch 
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bemessen, übernimmt also die Funktion eines Finanzausgleichs. Drittens schließ-
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teilt, wobei die Finanzschwäche nach dem Verhältnis der Einwohnerzahlen zum 
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Für die Verteilung des Umsatzsteuerertrages enthält die Verfassung eine 

sehr allgemeine Direktive: “Der Bund und die Länder (haben) gleichmäßig 
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Theoretisch eignet sich also die Umsatzsteuerverteilung für die Kompensation 

von Lastenverschiebungen zwischen Bund und Ländern, da sie mit einfacher 
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Eine gelegentlich ins Gespräch gebrachte Solidarabgabe für Bildung und 

Wissenschaft („Bildungssoli“) wäre eine Ergänzungsabgabe zur Einkommens- und 
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voll ausgenutzt.
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I I I . ZULÄSSIGE VERSCHRÄNKUNGEN VON AUFGABEN UND DECKUNGS-
BEFUGNISSEN DURCH DAS INSTITUT DER GEMEINSCHAFTSAUFGABE

Da das Interesse des Bundes an der Einwirkung auf die Ausführung von 

Landes aufgaben von Anfang an groß war, hat der Bund anfänglich Fonds für 

bestimmte Landesaufgaben aufgelegt, aus denen sich die Länder zu seinen 

Bedingungen bedienen konnten: die Fondspolitik des goldenen Zügels war 
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len Einführung von „Gemeinschaftsaufgaben“ von Bund und Ländern durch 
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Finanzierung auf drei Felder, darunter „Ausbau und Neubau von Hochschulen 

einschließlich der Hochschulkliniken“, und legte das Verfahren sowie im 
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wissenschaftlichen Forschung von überregionaler Bedeutung“ zugelassen und 
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der bis heute beibehaltenen Formulierung „von überregionaler Bedeutung“ wird 
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Fällen ausschließen. Im Übrigen kann selbst reine Regionalforschung überregio-

nale Forschungsbedeutung haben, z. B. für vergleichende Studien.
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Katalog zulässiger Zusammenarbeit und damit zulässiger gemeinschaftlicher 

Finanzierung zum einen aufgefächert. Man schuf drei Kategorien, deren einzelne 
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Hochschulen;
2. Vorhaben der Wissenschaft und Forschung an Hochschulen; 
3. Forschungsbauten an Hochschulen einschließlich Großgeräten.

� @��������
�
��������0��|���1����������"��������
�����
�
�������x%�����
� �����
���
���x%�������������
"�=�
����~��@��������
�
���|
��^��������
�
�����x����
�
�"%-

higkeit des Bildungswesens im internationalen Vergleich und bei diesbezüglichen Berichten 
und Empfehlungen zusammenwirken.

� �*��8���>~�������

�
�������������@��������
�
�
���
����¡



�4

Elemente wie ihr Verhältnis zueinander nicht unmittelbar einsichtig und daher 
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der Wissenschaft und Forschung an Hochschulen“ (Nr. 2) und setzte Letztere noch 
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einschließlich der Großgeräte“ (Nr. 3) ab. Zum zweiten verlangte man für die 
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Hochschulen“ (Nr. 2) eine in der Verfassung sonst nicht vorgesehene Zustimmung 

aller Länder für die notwendige Vereinbarung (Abs. 2). Ob diese Zustimmung 

eine Bedingung nur für die damals allein strittige Einbeziehung der „Vorhaben 

der Wissenschaft“ sein sollte oder auch für die immer unstrittig gebliebene 

Einbeziehung der von der „Wissenschaft“ eigens abgehobenen „Forschung an 

Hochschulen“ gelten soll, ist umstritten (s. näher unten VII 2). 

Die Gemeinschaftsaufgabe und ihre verfassungsrechtliche Ausgestaltung 
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gemeinsame und also nicht notwendig „gesonderte“ Finanzierung von Bund 

und Ländern für die jeweils formulierte Aufgabe. Dabei sagt der für den 
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GG, der die Gemeinschaftsaufgabe „Hochschulbau“ enthielt, ausdrücklich, 

dass es sich bei den genannten Aufgaben an sich originär um Landesaufgaben 

handelt; man spricht daher auch von einer unechten Gemeinschaftsaufgabe. 
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damit zusammenhängen, dass der Artikel nur die Unterscheidung zwischen 

dem Hochschulbereich und dem Bereich „außerhalb von Hochschulen“ kennt.  

Ob dieser Bereich und unter welchen Bedingungen dem Bundes- oder Landes-

bereich oder keinem von ihnen zuzuordnen wäre, bleibt offen.
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IV. DIE GEMEINSCHAFTSAUFGABE ALS PRIVILEGIERUNG DES POLITIKFELDES

Die Erhebung einer Landesaufgabe zu einer „Gemeinschaftsaufgabe“ und 

����������������������
������>~����|���
�
��
���������
���}������
���������

entsprechende Politikfeld gegenüber anderen Politikfeldern des Landes. Dank 

der meist mindestens hälftigen Beteiligung des Bundes an der Finanzierung wird 

eine Investition des Landes in diesem Politikfeld um die Hälfte preiswerter als 

eine entsprechende Investition in einem anderen Politikfeld des Landes. In der 

Regel wird dieser Effekt nicht gesehen oder verschwiegen. 

V. STRATEGIEN ZUR VERBESSERUNG DES  
DEUTSCHEN WISSENSCHAFTSSYTEMS

Die oben unter I angesprochenen Programme dienten und dienen einer 

Verbesserung des deutschen Wissenschaftssystems. Dabei war und ist die 

Stellung im internationalen Vergleich maßgebendes Kriterium. Es werden freilich 

nicht wirklich die Systeme verglichen, sondern vor allem einzelne Hochschulen 

oder noch genauer Universitäten. Für sie gibt es auch entsprechende internati-

onale und weltweite Vergleiche, die in Rankings münden, bei denen die deut-

schen Universitäten nicht sonderlich gut abschneiden, jedenfalls schlechter als 

es ihrem Selbstverständnis entspricht. Ein wirklicher Systemvergleich, der alle 
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Universitätssystem Vorrang vor dem der USA geben. Verglichen werden aber 

die amerikanischen Spitzenuniversitäten mit den deutschen. Das ist die Idee oder 

jedenfalls die Wirkung eines Rankings. Würde man die etwa sechs- bis zehnfach 
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zugleich die Freiheit der durchaus beschränkten Aufnahme von Studierenden in 

die Rechnung einbeziehen, würde dies ein anderes Bild ergeben. Der propagan-

distische Druck der internationalen Rankings und der unterlassene Blick auf die 
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eine Verbesserung wenigstens des Bildes der deutschen Wissenschaft auf diesem 

Wege keine Aussicht auf Erfolg verspricht.

Dagegen verspricht eine andere Besonderheit des deutschen Wissenschafts-

systems durchaus einen Ansatzpunkt für eine Verbesserung des Erscheinungs-

bildes im Weltvergleich. Das ist der hohe Anteil der „außeruniversitären 

Forschung“ in Deutschland. Sie kommt bei den Universitätsrankings nicht in 

den Blick, spielt aber für das deutsche Wissenschaftssystem und auch für die 
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Universitäten eine bedeutende und international durchaus anerkannte Rolle. 

Damit ist nicht die Forschung in Wirtschaftsunternehmen gemeint, sondern 

die Forschung in selbständigen Forschungsinstitutionen, die regelmäßig staat-
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gen. Es geht um die in der Helmholtz-Gemeinschaft zusammengeschlossenen 

Großforschungseinrichtungen, um die in der Max-Planck-Gesellschaft und in der 

Leibniz-Gemeinschaft zusammengefassten Forschungsinstitute und um die mehr 

anwendungsorientierten Forschungsinstitute der Fraunhofer-Gesellschaft. 

Schon der Begriff „außeruniversitäre Forschung“ oder „wissenschaftliche For-
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suggeriert für Außenstehende eine scharfe Trennung zwischen den Hochschulen 

und diesen Forschungsinstitutionen. Dabei gibt es vielfältige Verbindungen 

wie gemeinschaftliche Berufungen und Lehrbeiträge von Wissenschaftlern 

aus solchen Forschungsinstitutionen an Universitäten, Promotionen oder 

Habilitationen ihres wissenschaftlichen Nachwuchses an Universitäten oder 

gemeinsame Forschungsprojekte oder auch nur gemeinsame Gerätenutzung. 

Schwerpunktmäßig kooperieren außeruniversitäre Forschungsinstitute meist 

mit einer benachbarten Universität oder mit mehreren von ihnen. Würde man 

die Forschungskapazität dieser Institutionen bei einem Universitätsranking ein-
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der Finanzkraft der Länder zugunsten ihrer Hochschulen führen. Das gilt sowohl 

für eine allgemeine Verbesserung der Finanzkraft über eine Veränderung der 

Umsatzsteueranteile von Bund und Ländern als auch für wissenschaftsnähere 
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Ob die Einführung einer „Solidarabgabe Bildung und Wissenschaft“ weiter hel-
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VI. GIBT ES GENUIN FINANZVERFASSUNGSRECHTLICHE UND  
ZUGLEICH REALISTISCHE STRATEGIEN?

1.  Nutzung einer Umsatzsteuerneuverteilung?
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Gunsten der Länder mit dem Ziel einer Stärkung des von ihnen verantworteten 

Wissenschaftssystems ist nicht nur aus subjektiven Gründen, dem Unwillen des 

Bundes, der zustimmen müsste, sondern auch aus objektiven Gründen wenig 
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Bundes auf der einen Seite und der Ländergesamtheit auf der anderen Seite eine 

wesentliche Veränderung der Einnahmen- und Ausgabensituation von Bund und 

Ländern insgesamt voraus. Da immer die gesamten notwendigen Ausgaben bei-

der Seiten gegenüber stehen, würde der Wissenschaftsanteil nur einen kleinen 

Teil ausmachen, also schwerlich für einen Änderungsanspruch ausreichen. 

Ein freiwilliger Verzicht des Bundes auf einen Teil der ihm zustehenden Quote 

zugunsten der Ländermehrheit ist praktisch schon darum unwahrscheinlich, 

weil der Länderanteil an der Umsatzsteuer auf die Ländergesamtheit bezogen 

ist. Er kann also einem vom Bund anerkannten individuellen Bedürfnis einzel-
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Ländergesamtheit auf die einzelnen Länder notwendig nach Kopfzahl ver-

teilt und kann nicht nach Bedürfnissen der Wissenschaft zugewiesen werden. 
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auch für den Wissenschaftsbereich zu verwenden, selbst wenn dies als Motiv für 
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lauten um hier nicht interessierende Sonderbestimmungen verkürzt:

 „(3) […] Die Anteile von Bund und Ländern an der Umsatzsteuer werden durch Bundesgesetz, 
das der Zustimmung des Bundesrates bedarf, festgesetzt. Bei der Festsetzung ist von folgen-
den Grundsätzen auszugehen:
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Deckung ihrer notwendigen Ausgaben. Dabei ist der Umfang der Ausgaben unter Berück-
sichtigung einer mehrjährigen Finanzplanung zu ermitteln.

2. Die Deckungsbedürfnisse des Bundes und der Länder sind so aufeinander abzustimmen, 
dass ein billiger Ausgleich erzielt, eine Überbelastung der Steuerpflichtigen vermieden und 
die Einheitlichkeit der Lebensverhältnisse im Bundesgebiet gewahrt wird.
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sich das Verhältnis zwischen den Einnahmen und Ausgaben des Bundes und der Länder 
wesentlich anders entwickelt. […].“

 Die oben erwähnte Kompliziertheit der Regelung hat sogar zu einem unsinnigen Detail ge-
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samtheit „eine Überbelastung der Steuerpflichtigen vermieden“ werden soll, so ist das zu 
diesem späten Zeitpunkt des Verfahrens (es wird die schon eingegangene Steuer verteilt) nicht 
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die Veränderung in der Begründung des notwendigen Gesetzes erwähnt würde. 

Das erfolgreiche Beharren der Länder auf den Wegfall der Zweckbindung der 
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3 S. 2 GG) zeigt, worauf der Bund sich einließe. Bund wie Länder legen Wert 

darauf, in der Verwendung ihnen zustehender Gelder frei zu sein; sie lassen 

sich auch durch Verteilungsmotive zwischen ihnen nicht bei der Wahl einengen, 

wofür das Geld verwendet wird.

Die Staatspraxis vermeidet im Übrigen seit einiger Zeit eine Änderung der 

Beteiligungsquote. Der Grund ist, dass eine Rückänderung nur bei wesentlichen 

Veränderungen der jeweiligen Belastungen von Bund und Ländern beansprucht 

werden kann. Stattdessen verhandelt der Bund mit den Ländern und weist ihnen 
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Länder nicht, das Geld für diesen Zweck auszugeben. Es handelt sich aber meist 

um Fälle, bei denen der Bund den Ländern durch die eigene Sachgesetzgebung 

neue Lasten zugewiesen oder Einnahmequellen entzogen hat. 

2. Fortführung der Kompensationsmittel „Hochschulbau“ über 2019 hinaus?

Angesichts des schon erwähnten „Erfolges“ der Länder, die für den Wegfall 
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„Hochschulbau“ zu befreien und nur eine allgemeine Investitionsbindung 

|
��~����������	������*��	����*�0��|���==�#��%����������
"��������!�
������
�

���~""����8�������	������*��	����*�0����==�����9�������*��~
�������1~������
�����

3�	������*����
��������������������������������������
��2
� �����8���x%�����������������������$��
������+�����|
��*���8�|���������3�"��������
��������

Abschaffung der Gemeinschaftsaufgabe Ausbau und Neubau von Hochschulen einschließlich 
Hochschulkliniken“ […] bedingten Wegfall der Finanzierungsanteile des Bundes jährlich Beträ-
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2. jeweils zweckgebunden an den Aufgabenbereich der bisherigen Mischfinanzierungen.
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Mittelvolumens bleibt bestehen. Die Vereinbarungen aus dem Solidarpakt bleiben unberührt.
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weiterer Zahlung der Kompensationsmittel überprüft werden soll, wäre es wider-

sprüchlich, wenn Bund und Länder den Komplex mit zusätzlichen Daueraufgaben 
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weiter erhalten blieben oder gar noch ausgebaut würden. In jedem Fall bedürfte 

es einer Verfassungsänderung.

3. Lässt sich die Investitionshilfekompetenz des Bundes nutzen?
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unter einer Reihe von Bedingungen, den Ländern Finanzhilfen „für besonders 
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Voraussetzungen aufbauenden und in der Durchführung abweichend geregelten 

Investitionshilfe nicht aus. 
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fügte Bedingung einer Gesetzgebungskompetenz des Bundes für eine entspre-

chende Investitionshilfe gegeben. Deren Voraussetzung, dass sie „zur Abwehr 
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wirtschaftlichen Wachstums erforderlich sind“, würde sich für die gewünschte 

Forschungsunterstützung vielleicht im dritten Punkt und nur mit erheblichem 

Aufwand und bei großzügigster Auslegung begründen lassen. Die Staatspraxis 

ist bei diesen Voraussetzungen großzügig, so dass man die Frage auf sich beru-

hen lassen kann. Schwerlich mit der gewünschten und auf eine längere Dauer 

ausgerichtete Unterstützung sind aber die Bedingungen vereinbar, dass die Hilfe 

nur zeitlich befristet gewährt werden darf und zudem „im Zeitablauf mit fallen-
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4. Einführung einer neuen Bildungs- und Wissenschaftssolidaritätsabgabe?

Theoretisch denkbar ist die Einführung einer neuen Solidaritätsabgabe, sei 

���
�����	����
�
������������������_���0~���#��������|
�%�|�����|
���������

Es handelte sich um eine „Ergänzungsabgabe zur Einkommensteuer und zur 
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daher auch nicht einem Veto der Länder im Bundesrat. Eine Ertüchtigung der 
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damit kaum erreichen, da eine verbindliche Zweckbindung mit einem solchen 

Ergänzungsaufkommen nicht verbunden ist.

VII. WIE WEIT LASSEN SICH DIE „GEMEINSCHAFTSAUFGABEN“ DES  
ART. 3�B GG AKTIVIEREN?
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außerhalb von Hochschulen;

2. Vorhaben der Wissenschaft und Forschung an Hochschulen;

3. Forschungsbauten an Hochschulen einschließlich Großgeräten.
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Länder.

(2) [...]

(3) Die Kostentragung wird in der Vereinbarung geregelt.

1. Systematik und Terminologie der von Bund und Ländern gemeinsam  

finanzierbaren Aktivitäten

a. Entstehungsgeschichte und Systematik
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Beratungen heftig gestritten worden. Das hat sich in einer nicht sehr einleuch-

tenden Systematik und auch Terminologie niedergeschlagen. Die Endfassung ist 
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und Vorhaben der wissenschaftlichen Forschung von überregionaler Bedeutung“ 

sprach, wird jetzt erstmals differenziert nach „Einrichtungen und Vorhaben der 

wissenschaftlichen Forschung außerhalb von Hochschulen“ und „Vorhaben der 

Wissenschaft und Forschung an Hochschulen“. Beide Komplexe sind also unter-

schiedlich geregelt. 

Die Dichotomie „außerhalb von Hochschulen“ und „an Hochschulen“ geht von 

einem bedeutenden Teil der Landesorganisation aus und bezieht daher auch 
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Rechts und wurden früher regelmäßig und werden zum Teil noch heute zusätz-

lich auch als „staatliche Einrichtungen“ bezeichnet, also als „landesstaatliche 
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rechtlicher Stiftungen des Landesrechts. Die Hochschulen sind also Teil der 

Landesorganisation und wesentlicher Bestandteil ihrer Staatlichkeit. Sie vor 
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nen Restriktionen. „Außerhalb von Hochschulen“ erfasst also alles, was nicht zu 
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also in diesem Sinne „außerhalb von Hochschulen“. 
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Hochschulen einschließlich Großgeräte“
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oder Gegenstände des Wissenschaftsbereichs aufgeführt, die einer gemeinsa-
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Ländern offen stehen. Das speziellste Element findet sich in Nummer 3. Es 
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betrifft die „Forschungsbauten an Hochschulen einschließlich Großgeräten“, die 

bisher nicht ausdrücklicher Gegenstand einer Verfassungsnorm waren. Vor der 
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lierte Gemeinschaftsaufgabe „Ausbau und Neubau von Hochschulen einschließ-
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oder Erweiterungsbau verbunden waren.
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drückliche Aufnahme nur von „Forschungsbauten an Hochschulen“ in Art. 
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Forschungsbauten außerhalb der Hochschulen als auch von Wissenschaftsbauten 

ganz allgemein ausgeschlossen. 
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Hochschulen einschließlich der Hochschulkliniken“ selbst kann gegenüber ande-

ren Verfassungsnormen jedoch schon aus systematischen Gründen nicht in ein 
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nämlich ausschließlich lex specialis zur allgemeinen Finanzierungsregel des Art. 
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nach der Neufassung allein mit dem Wissenschaftsbereich.��

Aber auch aus inhaltlichen Gründen lassen sich aus der Abschaffung von Art. 
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Letzterer geht erstens nur von der Möglichkeit gemeinsamer Finanzierung aus, 
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genannten Aufgaben „mitwirkt“, also nicht nur mitwirken kann. Zweitens war 
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Verfahren selbst die Regelung durch Bundesgesetz vorgesehen, während nach 
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oder allen Ländern genügt. Viertens schließlich war bei der alten gemeinsamen 
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gatorisch. Sie führte zu einer Mitsprache der Länder auch bei Einzelprojekten 
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um das gesamte Bauvolumen im Hochschulbereich und seine bundesweit abge-

stimmte Realisierung ging,����%������������
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mit einem Typ von Bauten befasst und Einzelbauten meint. 
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in der Bundesrepublik.
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gemeinsamer Finanzierung von Forschungsbauten nicht das generelle Verbot 
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langt nur den Einzelnachweis der Zulässigkeit; für die „Forschungsbauten an 
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„Wissenschafts- und Forschungsbereich außerhalb von Hochschulen“ fehlt zwar 

eine unmittelbare Zulassung. Wenn aber innerhalb eines Großforschungsinstituts 

ein neuer Forschungszweig etabliert werden soll, der spezielle Baubedürfnisse 

hat, also ein „Forschungsvorhaben“ ansteht, fallen entsprechende Bauten selbst-

verständlich unter den Begriff „Vorhaben der wissenschaftlichen Forschung 

�
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lichen Forschung“ und nicht ausdrücklich von Bauten sprach. Dasselbe hat zu 

gelten, wenn zum Beispiel Vorkehrungen zur Bewältigung eines zu erwartenden 

hohen Zuwachses an Studierenden, also ein „Vorhaben der Wissenschaft“ nach 
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Eine Sperrwirkung der ausdrücklichen Erwähnung von Forschungsbauten in 
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anzunehmen, würde zudem den entstehungsgeschichtlichen Kontext ver-

kennen, in dem die Norm steht. Die Erwähnung eines bestimmten Typs von 

Bauten im Hochschulbereich schien als Klarstellung notwendig, nicht nur, weil 

die mit derselben Verfassungsnovelle abgeschaffte Gemeinschaftsaufgabe 
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schungsbauten mit umfasst hatte, sondern auch, weil sich beim damaligen 

Stand des Novellierungsverfahrens die Erlaubnis gemeinsamer Finanzierung 

auf „Forschung“ an Hochschulen beschränkte. Der Vorschrift ist daher auch 

keine Aussage über die Unzulässigkeit gemeinsamer Finanzierung von Wissen-

schaftsbauten an Hochschulen zu entnehmen. Deren Zulässigkeit ergibt sich 
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den Verfassungsverhandlungen eingefügten „Vorhaben der Wissenschaft“  

(Nr. 2), denen ein Ausschluss von Bauten nicht zu entnehmen ist. 
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Ausdrücklich wird zusätzlich die gemeinsame Finanzierung von Großgeräten 

erlaubt. Dies entspricht der alten Praxis, welche die gemeinsame Finanzierung 

von Großgeräten von dem Titel „Ausbau und Neubau von Hochschulen“ in Art. 
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gemeinsame Finanzierung von Großgeräten nicht voraus, dass mit ihnen ein 

Neubau oder Umbau verbunden wird.
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Vorhaben der wissenschaftlichen Forschung außerhalb von Hochschulen“

Die Differenzierung von „Einrichtungen“ und „Vorhaben“ bedeutet, dass ein-
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nen oder die Forschungsinstitution als solche. Das klingt eindeutiger, als es 

ist. Zunächst ist klarzustellen, dass die Differenzierung nichts mit der Frage zu 

tun hat, ob es sich um investive Mittel handelt oder nicht. Vielmehr enthält 

sich die Vorschrift einer Differenzierung von investiven und nicht investiven 

Mitteln. Ein Forschungsprojekt in der Astronomie zum Beispiel kann sowohl 

umfangreiche Bauten, etwa in Chile, als auch Großgeräte erfordern, als auch 

Personalkosten, Reisekosten oder ähnliche Sachkosten. In gleicher Weise kann 

eine „Forschungseinrichtung“ sowohl Gelder für investive Vorhaben wie für 

����~����~�����������
����	��������
���������|
�����|�����#�����
���	����3���

	������0��|���1�����==��
���
���x%������

^~����
�
��~������#����~�^~����
�
�}�~�����#�������#��~�����������������

umfangreich sind, jedenfalls im normalen Sprachgebrauch Einrichtungen 

umfassen; die Abgrenzung wird also nicht in jedem Fall zu eindeutigen Ergeb-
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Großforschungseinrichtungen Jülich und Karlsruhe dienen, die als Forschungs-

institute der damals hoch interessant erscheinenden Atomforschung dienen 

sollten. Das war sowohl ein Forschungsprojekt als es auch die Etablierung 

zweier Einrichtungen, nämlich jener Großforschungseinrichtungen, erforderte. 

Je stärker die gemeinsame Finanzierung des Bundes und des Sitzlandes oder 

aller Länder der Einrichtung global gewährt wird, ohne dass eine ausdrückli-

che Zweckbindung für einzelne und seien es auch große Projekte vorgesehen 
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nen. Wie gezeigt, kann zudem für „Einrichtungen“ wie für „Vorhaben“ auch 

der gemeinsame Einsatz investiver Mittel vorgesehen werden. Während für die 

Zulässigkeit einer gemeinsamen Finanzierung der Forschung „außerhalb von 
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„Einrichtungen“ und „Vorhaben der Forschung“ keine Rolle spielt, ist sie ent-

scheidend für den Anwendungsbereich der Nr. 2 der Vorschrift und also dort 

näher zu behandeln.

Unter „Einrichtungen der wissenschaftlichen�* Forschung außerhalb von 

Hochschulen“ werden nicht nur Forschungsinstitute als solche verstanden, son-

dern auch Forschungsinstitutionen, die Träger von Forschungsinstituten sind, 

also nicht selbst forschen. Ein Beispiel ist die Max-Planck-Gesellschaft. Sie ist eine 

„Einrichtung der wissenschaftlichen Forschung“. Diese weite Auslegung wird 
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der wissenschaftlichen Forschung“ auch die Träger von Forschungsinstituten 

selbst meinte, also z. B. eben die Max-Planck-Gesellschaft. Das ist gefestigte 
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Frage gestellt worden. 

Dasselbe gilt für Organisationen lediglich der Forschungsförderung wie der 

DFG. Sie ist als Verein organisiert, dem sowohl Hochschulen als auch Forschungs-
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Zulässigkeit ihrer gemeinsamen Finanzierung stand während der Beratungen in 
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DFG sowohl Hochschulforschung als auch Forschung außerhalb von Hochschulen 
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auch Nr. 2 GG subsumiert werden konnte. Vielmehr spielte auch eine Rolle, dass 
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„an Hochschulen“ und „außerhalb von Hochschulen“ eher dem zweiten Bereich 

zuzuordnen ist, da ihre Tätigkeit nicht einzelnen Hochschulen zugeordnet wer-

den kann. 

Im Gegensatz zu den Vorhaben- und also Projektkosten in einem weiteren Sinne 
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wissenschaftlichen Forschung in dem oben geschilderten engen oder in einem 
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senden weiten Sinne die Finanzierung von Forschungsinstitutionen als solche. 
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Wirtschaft artikulieren.
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wie weit sie die Gelder für Sachkosten einschließlich der Baukosten oder für 

Personalkosten verwendet. Es ist Aufgabe der Institution, die Notwendigkeit der 

Mittel zu begründen und ihre Verwendung zu rechtfertigen.
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„Vorhaben der Wissenschaft und Forschung an Hochschulen“

Entstehungsgeschichtlich war die Formulierung die strittigste des ganzen 

Komplexes. Der umfassende Begriff der „Vorhaben der Wissenschaft“ (an 

Hochschulen) erfasst selbstverständlich auch den in den ganzen Beratungen 

von Anfang an unstrittigen der „Forschung“ (an Hochschulen). Ihre gesonderte 

Aufführung neben der sie umfassenden „Wissenschaft“ ist nur entstehungs-

geschichtlich zu erklären. Die ausdrückliche Betonung dieses Einzelaspekts 

von Wissenschaft ist nur sinnvoll, wenn man die gemeinsame Finanzierung der 
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„Vetorecht“ jedes einzelnen Landes herausnimmt. Das Vetorecht ist erst ganz 

am Schluss der Beratungen der Verfassungsreform im kleinsten Kreis zusammen 

mit der Einfügung der „Wissenschaft“ und als Kompensation dazu vereinbart 

worden. Nicht der unstrittige Komplex der Forschung war also Anlass für das 

Vetorecht, sondern ausschließlich die Erweiterung der Norm auf „Wissenschaft“ 

(s. dazu näher unter 2a).

Wissenschaft umfasst jenseits der Forschung vor allem wissenschaftliche Lehre 


���!���������
�
��8���
����������^�����
�
������������������
�"�����#�

was dazu notwendig ist. Das gilt für Personal- wie Sachkosten gleichermaßen. 

Letztere umfassen auch Bau- und Ausstattungskosten. Das gilt für den Neu- und 

Ausbau von Lehrgebäuden wie von Bibliotheken oder Rechenzentren, aber auch 

von Mensen und Studentenwohnheimen. Universitätsklinika sind darin einge-

schlossen, soweit es um Lehre geht.����
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ische oder der internationale Studierendenaustausch mit seinen Konsequenzen 

für den sachlichen, baulichen und personellen Ausbau der Hochschulen.
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derung junger Wissenschaftler, die eigene, individuelle Forschungsprojekte 
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auch eine an die einzelne Juniorprofessur gebundene zweckgebundene inves-
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Vorhaben der Wissenschaft ist also auch bei den Vorhaben der Forschung durch-
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von Einrichtungen als solchen ausgeschlossen. Dagegen spricht ein wichti-

ges Element der Entstehungsgeschichte. Die späte Einfügung des Begriffs 

„Wissenschaft“ hat nämlich nicht zuletzt mit einem Hinweis des Generalsekretärs 

����8�
�������	������������	
���
�������������8		8���������	����
�
���

des Rechtsausschusses von Bundestag und Bundesrat zu tun. Er machte näm-

lich darauf aufmerksam, dass die vorgesehene Beschränkung auf „Vorhaben 

der Forschung“ die bis dahin selbstverständliche und auch von den Ländern 
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Bundes nicht mehr zulässig wäre. Der DAAD ist nämlich eine Organisation der 

deutschen Hochschulen und Studentenschaften. Die Zulässigkeit gemeinsamer 

Bund-Länder-Finanzierung – die Finanzierung durch die Hochschulen gilt ver-
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um eine Finanzierung einer „Einrichtung“. Über den sehr allgemeinen Begriff 

„Vorhaben der Wissenschaft“ sollte also, wie bisher, jedenfalls auch eine solche 
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einer Organisation, wobei man ihr die Verwendung der Gelder im Rahmen ihres 

Zwecks überlässt; die Kontrolle ist dabei eine nachträgliche.
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auf der einen Seite und der unübersehbare Abwehrwille der Länder, dem Bund 
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als solchen für zulässig zu erachten, wenn dabei ein Einfluss auf einzelne 

Hochschulen ausgeschlossen wird. Bei der offensichtlich vorhandenen chroni-
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Euro, wäre eine Teil- oder Gesamtübernahme dieser Summe durch den Bund mit 
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Verfassungsänderung wie von den Kommentatoren allgemein für zulässig gehal-
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Wissenschaft oder der Forschung kennt die Vorschrift ebenso wenig wie eine 
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Norm eine Differenzierung nach Sach- und Personalkosten nicht kennt. Unter die 

Sachkosten fallen auch Baukosten, da sie nicht ausgenommen sind und da aus 

Nr. 3 der Vorschrift, wie oben (sub b) gezeigt, kein Verbot abgeleitet werden 

kann. Bedarf das Projekt des Baus z. B. von Laborräumen, so fallen dessen Kosten 

ebenfalls darunter. Dasselbe gilt für die Gemeinkosten, die notwendig mit dem 
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bestimmen also den Umfang dessen, was der gemeinschaftlichen Finanzierung 

von Bund und Ländern offen steht.

e. Zulässige Mischung der Gründe für eine gemeinschaftliche Finanzierung

Es gibt keine Regel, die es verbieten würde, zwei oder mehrere Mitwirkungs-

tatbestände zu kombinieren. Das ist besonders wichtig für die gemeinsame 
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in der sehr strittigen Debatte über eine Gemeinschaftsaufgabe im Bereich der 

Wissenschaft von keiner Seite in Frage gestellt, sondern als selbstverständliche 

Errungenschaft angesehen worden. 
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als auch z. B. Forschungsvorhaben in der Max-Planck-Gesellschaft; beide 
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Hochschulen“) ist neben dem oben unter c erwähnten Argument auch der 
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2. Das „Vetorecht“ des Art. 91b Abs. 1 Satz 2 GG
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Zustimmung aller Länder.“ Das ist mehr als ein klassisches Vetorecht, weil dieses 

einen Einspruch fordert, Satz 2 aber Nichtstun genügen lässt; die Motive sind 

grundsätzlich irrelevant. Dennoch soll im Folgenden der Begriff beibehalten 

werden, weil er sich eingebürgert hat. Die Vorschrift wirft drei Probleme auf. 
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Zum einen bezieht sie sich dem Wortlaut nach auch auf Vereinbarungen zur 
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GG, also zur Hochschulforschung, und steht damit in einem schwer erklärbaren 
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sich daraus ergibt, dass der Widerstand sich nur gegen eine „Vereinbarung“ im 
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verfassungsrechtlichen Grenzen eines solchen „Vetorechts“ zu klären, wie sie sich 

insbesondere aus der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts ergeben.

a. Betrifft das Vetorecht auch Vorhaben der Forschung an Hochschulen?

Wenn man allein auf den Wortlaut abstellte, ließe sich schwerlich bezwei-

feln, dass das Vetorecht sich auch auf den Komplex „Vorhaben der Forschung 

an Hochschulen“ bezieht. Sechs entstehungsgeschichtliche und systematische 

Gründe sprechen jedoch entscheidend dagegen.�[ Erstens tauchen weder in der 
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die Basis für die Reform abgab, noch in dem entsprechenden Gesetzentwurf der 
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der wissenschaftlichen Forschung an Hochschulen“ die Idee eines Vetorechts auf. 

Sie wäre eine Verschärfung des überkommenen Verfassungszustandes gewe-

sen, die auch von Länderseite im Rahmen der lang dauernden Verfassungs-

verhandlungen nie verlangt worden ist. Erst als in der Endphase der Verhand-

lungen im kleinen Kreis um die Erweiterung der Gemeinschaftsaufgabe um 

den Komplex „Wissenschaft an Hochschulen“ gestritten wurde, konnte der 

hessische Ministerpräsident Roland Koch das Vetorecht durchsetzen. Es gewann 

seinen Sinn allein aus der umfassenden Bedeutung, die Wissenschaft für den 

gesamten Hochschulbereich hat und damit aus dem nicht unerheblichen 

Kompetenzzuwachs des Bundes gegenüber dem verfassungsrechtlichen Status 

quo. Es kann sich daher nur auf diesen Kompetenzzuwachs beziehen.

Zweitens fehlt anders als bei den übrigen einschlägigen Änderungen ein Hinweis 
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eine erheblich unsicherere Grundlage gestellt worden.
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Drittens bezieht sich das Vetorecht nur auf die „Vereinbarungen“ im Sinne des 
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nicht die Forschung an einzelnen Hochschulen eines Landes selbst, sondern nur 
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die Forschung der Hochschulen eines Landes, der ein Vetorecht sachlich begrün-
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sive Auslegung des Vetorechts. Das Bundesverfassungsgericht hat in seiner 
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Veto eines Landes, wenn der Bund zu Verhandlungen mit allen Ländern gezwun-

gen ist, nur unter engen Bedingungen verfassungskonform, also unbeschränkt, 
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Fünftens zwingt eine systematische Überlegung zu einer restriktiven Auslegung. 

8���=�
��
����|��������������������@~������"�#��%���������	����3���	������0��|���

1���*�==������������
�������|�����������
��������������
����~
�����%�����������
-

��~�����|~
�����������������
�����������̂ �����
�
��~��q~�����
�"~����
�
#�

nämlich den Forschungsbauten, kein Veto vor. Ein triftiger Grund für eine 

wesentlich ungleiche Behandlung innerhalb des Komplexes „Forschung“ ist nicht 

ersichtlich.

Sechstens widerspräche eine extensive Auslegung des Vetorechts dem 
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dahingehend auszulegen, dass das Vetorecht sich in Parallele zu Nr. 3 nicht auf 

den speziellen Bereich der „Vorhaben der Forschung“ an Hochschulen bezieht, 

sondern nur auf die um die Forschungsvorhaben geschmälerten „Vorhaben der 

Wissenschaft“. Nur sie waren, wie gezeigt, der Grund für die Einführung eines 

der Verfassung sonst fremden Vetos eines einzelnen Landes.
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waltungspraktischen Gründen jeweils nur um Rahmenvereinbarungen handeln 
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5 GG garantierte Freiheit von Forschung und Lehre erlegt dem Staat bei einer 

Detailsteuerung erhebliche Zurückhaltung auf.

c. Die verfassungsrechtlichen Beschränkungen eines Vetorechts
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Leistungen des Bundes an die Länder deren prinzipielle Gleichbehandlung 

und damit prinzipiell Einstimmigkeit der Länder gefordert, obwohl das 
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Bundesgelder „im Einvernehmen mit den Ländern“ sprach und die Staatspraxis 

Mehrheitsentscheidungen für ausreichend erachtete. Es hat aber zugleich zur 
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lichem Verhalten verwiesen. Ein „aus sachfremden Motiven erhobener, daher 

unsachlicher und in diesem Sinne willkürlicher Widerspruch“ eines Landes sei 

„rechtlich unerheblich“. Das Gericht hat diese Rechtsprechung auf Finanzhilfen 
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Rechtsprechung nicht auf Finanzhilfen qua Gemeinschaftsaufgabe anzuwenden. 
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Da das Gericht in diesen Fällen das prinzipielle Einstimmigkeitsprinzip auf 

Länderseite aus der Verfassung abgeleitet hat, ist die Verfassungslage keine 

andere, als wenn die Verfassung selbst Einstimmigkeit vorschreibt, wie das in 
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eine Rechtsfrage sei, die in einem anhängigen Streit zu entscheiden in seine 
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sich weigerte, der vom Bund mit den übrigen Ländern bzw. der Ländermehrheit, 
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es gegen das Instrument als solches ist. Damit würde es ein in der Verfassung 

vorgesehenes Instrument unanwendbar und also wertlos machen. Ein solches 

Recht eines einzelnen Landes ist der Organisationsidee des Grundgesetzes fremd. 

Hinweise aus der Entstehungsgeschichte, dass diese Wirkung beabsichtigt wäre, 

fehlen. Aber selbst wenn die Hintergedanken des hessischen Ministerpräsidenten, 

dem wir die Klausel verdanken, in diese Richtung zielten, so wäre doch die 
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von allgemeinen Länderinteressen durch ein Land gegen alle anderen Länder, 

mit dem bundesstaatlichen Aufbau des Grundgesetzes nicht vereinbar. Selbst in 

den Bereichen zentralerer allgemeiner Landesinteressen, etwa bei der Verteilung 

der Umsatzsteueranteile auf Bund und Länder, kennt das Grundgesetz nicht die 
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zu blockieren. Dasselbe gilt für die Verteidigung von Länderinteressen bei ande-

ren Zustimmungsgesetzen.
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nur aus der besonderen Auswirkung der geplanten Vereinbarung auf das ein-

zelne Land resultieren. Werden alle Länder im Maße ihrer Betroffenheit gleich 

behandelt, fehlt ein sachliches Argument im Sinne der Rechtsprechung des 

Bundesverfassungsgerichts, die Vereinbarung scheitern zu lassen. Das durch feh-

lende Zustimmung realisierte Veto wäre im Sinne der Verfassungsrechtsprechung 

unbeachtlich.
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VIII. HANDLUNGSOPTIONEN UND VERFASSUNGSBESCHRÄNKUNGEN 
BEI DER WEITERENTWICKLUNG DES WISSENSCHAFTSSYSTEMS

1.  Finanzierungskonsequenzen einer organisatorischen Annäherung  

universitärer und außeruniversitärer Forschungsinstitutionen 
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eine „Vereinbarung“ zwischen Bund und Ländern ausreicht, in der die Kosten-

tragung zu regeln ist. Sie sind hinsichtlich der organisatorischen Vorbe dingungen 

relativ offen, da im Hinblick auf beteiligte Einrichtungen außerhalb von 

Hochschulen keine Vorbedingungen hinsichtlich ihrer Zuordnung zum Bund oder 

zu einem Land gemacht werden und privatrechtlich organisierte Einrichtungen 
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für eine nur beschränkte Öffnung gemeinsamer Finanzierung sprechen.

Das Problem der Annäherung außeruniversitärer Forschung an die Universitäten 

scheint also eher ein organisationsrechtliches und natürlich organisationspsy-
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Länder zu sein. Es ist damit vermutlich aber zugleich ein Problem divergierender 
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Länder, vor allem aber ihrer Universitäten, auf der anderen Seite.
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Unterschied zwischen den Forschungsorganisationen wirken, die vom Bund ganz 
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Es ist nicht von ungefähr, dass der erste Versuch einer Verbindung außeruni-

versitärer Forschungseinrichtungen mit einer Universität die Helmholtz-

Gemeinschaft betraf und der anstehende zweite Versuch denselben Träger von 

Forschungseinrichtungen betrifft, nämlich die Kombination des Max-Delbrück-
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Gemeinschafts einrichtung der Freien und der Humboldt-Universität zu Berlin. 

Einerseits haben beide betroffenen Institute der Helmholtz-Gemeinschaft 
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Forschungsträger. Zum dritten handelt es sich in beiden Fällen um naturwissen-
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bei internationalen Rankings sicherer zu treffen erlaubt als z. B. bei geisteswis-

senschaftlichen Instituten.

Bei der Fraunhofer-Gesellschaft sprechen der hohe Anteil an eingeworbenen 
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schem Druck. Bei der technisch-naturwissenschaftlichen und zugleich anwen-
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lichen als an geistes- und sozialwissenschaftlichen Instituten wird man wegen der 
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Universität anders als bei Großforschungseinrichtungen als Vorteil erscheinen 

ließe.

Die heterogenste der Forschungsorganisationen ist im Hinblick auf die fach-
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Am wenigsten lässt sich daher bei ihr eine positive oder negative Einstellung 

zu Zusammenschlüssen mit Universitäten prognostizieren. Die Satzung der 

Gemeinschaft betont die „wissenschaftliche, rechtliche und wirtschaftliche 

Selbständigkeit ihrer Mitgliedseinrichtungen“ gegenüber der Gemeinschaft (§ 2 
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der wissenschaftlichen Zusammenarbeit zwischen Mitgliedseinrichtungen und 

anderen Einrichtungen“ durch die Gemeinschaft (§ 2 Abs. 2 der Satzung). Welches 

Maß an Zusammenarbeit und zugleich organisationsrechtlicher Verknüpfung 

mit solchen „anderen Einrichtungen“ dabei realistisch ist, bleibt offen; das 

Eigeninteresse als Organisation wird eher Widerstand signalisieren.
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Aber auch in den Universitäten wird es Widerstände geben, die von der Angst vor 

einer partiellen Überfremdung und der Gefahr, über „Programmforschung“ ten-

denziell die Wissenschaftsfreiheit jedenfalls faktisch einzuschränken, bis zu der 
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Nicht zu unterschätzen ist auch die Befürchtung, die Professuren und damit die 

Professorenschaft in Lehr- und Forschungsprofessoren aufzuspalten. 

2. Organisationshemmnisse

Der erste Versuch einer organisatorischen Kombination von Universität und 

außeruniversitärer Forschungseinrichtung unter gemeinsamer Finanzierung von 
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Institut für Technologie“ (KIT). Es liefert reiches Anschauungsmaterial für die 

damit verbundenen Probleme.

8���>.<� ����|

�������>��}������"�������""����������;�������
�����������-

����9�������
�
���¨���>.<�9������
�
�
����|���������>���
~�����
������"���

alle Landeshochschulen,�5 sie haben also nichts mit der Einbeziehung der 

„Forschungszentrum Karlsruhe GmbH“ in das KIT zu tun. Sie besagen nur, dass 

das KIT wie andere Hochschulen des Landes auch staatliche Aufgaben wahr-

nimmt und insoweit fachlichen Weisungen des Landes unterliegt. Das KIT hat also 

keine zwei Organisationsnaturen, es ist vielmehr nur eine in stärkerem Maße als 
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lichen Rechts.
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gesamt als Bestandteil der Landesorganisation des Landes Baden-Württemberg. 

Das gilt sowohl für den Teil, der aus der alten Universität, als auch für den, der 

aus dem Karlsruher Großforschungszentrum kommt. Es geht also um eine ein-
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dies ausdrücklich, indem er von der Zusammenführung beider Teile „in einer 

Rechtsperson“ spricht.

Das Institut führt die Karlsruher Universität weiter, in dessen Aufgaben, 
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kommenen, in vielen Ländern aber aufgegebenen Teilung der Hochschulverwaltung in akade-
mische und staatliche Angelegenheiten mit Fachweisungsrechten des Staates an.
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Karlsruher Universität konsequenter Weise nicht mehr unter den Universitäten 

aufgeführt, sondern das KIT selbst freilich nur, soweit es die Aufgaben einer 

Universität ausführt.

Das Institut, das also Universität ist, soll aber offensichtlich auch Nicht-
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„Großforschungseinrichtung“. Er kennt nur die Differenzierung von Forschung 

an Hochschulen und Forschung außerhalb von Hochschulen. Der gleichwohl 


��%�������|

��
"�	����3���==�������������
"�����������
����
�������������������

��~��������#����������|
������#��~��
"��~���|
��~����������=�����������~""��-

sichtlich, dass unter dem Dach einer Institution, genannt KIT – die Assoziation 

zum berühmten MIT drängt sich auf – nicht zwei unterschiedliche Organisations-, 

wohl aber zwei unterschiedliche Funktionstypen versammelt sind. Die gemein-

schaftliche oder genauer die Bundes(mit)finanzierung des einen Teils der 
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nach dem Umwandlungsgesetz auf das Land Baden-Württemberg übertragen; 
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Großforschung sich nach den für die Zentren der Helmholtz-Gemeinschaft 

geltenden Regeln (richtet)“. Man hat wohl davon auszugehen, dass das Groß-

forschungsinstitut aus der Helmholtz-Gemeinschaft ausgeschieden ist, weil es 
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Die wichtigsten Organe des KIT, nämlich Vorstand, Aufsichtsrat und KIT-Senat, 

sind für beide Bestandteile des KIT zuständig. Unterhalb dieser Ebene unter-

liegt der Universitätsteil dem Landeshochschulgesetz, der Großforschungsteil 

Sonderregeln des KIT-Gesetzes.
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Da die im Gesetz vorgesehene Bundes(mit)finanzierung sich nur auf den 

Großforschungsanteil des KIT bezieht, fragt sich freilich, ob sich dieser Teil noch 
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unter II. gezeigt, eine Finanzierungskompetenz nachweisen. Stutzig macht schon, 
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in Anspruch nimmt. Der aber unterscheidet für die Zulässigkeit gemeinschaft-

licher Finanzierung zwischen „Vorhaben der Wissenschaft und Forschung an 

Hochschulen“ (Nr. 2) und „Einrichtungen und Vorhaben der wissenschaftlichen 
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Vier Elemente der rechtlichen Gestaltung des KIT und ihre Begründung machen 

es zweifelhaft, ob der Nachweis zu führen ist, dass das KIT sich „außerhalb von 

Hochschulen“ bewegt. Das eine ist der wiederholte Hinweis im KIT-Gesetz pau-
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bloß unterstellt. Auch geht er zweitens auf die Besonderheit gegenüber der bis-
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mehr um eine selbständige Forschungseinrichtung, sondern um einen unselbstän-
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wird die Diskrepanz der starken Betonung der Großforschungsaufgabe als sol-

cher zu dem auf Dauer angelegten und im Zeitablauf zunehmend zu verwirk-

lichenden Aufgabenziel der Zusammenarbeit, ja forscherischen Verschränkung 

des Großforschungsanteils und des Universitätsanteils nicht berücksichtigt. 

Viertens ist die dekretierte Finanztrennung zwischen dem Universitäts- und 

dem Großforschungsbereich nach der inneren Organisation des KIT wie nach 

der Zielsetzung nicht einzuhalten und mit der geplanten und als Ziel gesetzlich 
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(1) Stutzig macht zunächst, dass der Landesgesetzgeber in § 2 KIT sogar an drei 

Stellen Wert auf die Feststellung legt, dass der für die Großforschung zustän-
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eben so wenig die Rede wie von „Großforschungseinrichtungen“. Letztere sind 

aber wenigstens mitgemeint. Man darf freilich nicht übersehen, dass auch 
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sind und waren es die in der privatrechtlich als Verein organisierten Helmholtz-

Gemeinschaft, also einer nichtstaatlichen, wenn auch vom Staat wesentlich 

����|�������9�������
�
�|
������
�"�������=�~&"~����
�
�������
����8�����

selbst sind grundsätzlich ebenfalls privatrechtlich organisierte und rechtlich 

selbständige Einrichtungen der wissenschaftlichen Forschung „außerhalb von 
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Universität ist.

Auch ist darauf zu verweisen, dass Großforschung den Ländern nicht untersagt 

ist. Die vom Bund für sie reklamierte Zuständigkeit ist keine absolut „ausschließ-
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in der Lage sind, solche zu betreiben.

(2) In § 2 Abs. 3 KIT-Gesetz wird nicht nur noch einmal wiederholt, was schon 
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handelt. Es wird vielmehr zusätzlich behauptet, dass das KIT diese Aufgabe 
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waltungs abkommens zwischen Bund und Ländern über die Errichtung einer 
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nirgends eine „Grundlage“ für das Tätigwerden von Forschungseinrichtungen, 

geschweige denn von Großforschungseinrichtungen. Und nach einer „Maßgabe“ 

sucht man ebenfalls vergebens. Auch das als zusätzlicher Beleg genannte 
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Zusammenwirken von Bund und Ländern. Der Gesetzgeber ist offensichtlich 
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Voraussetzungen, die nicht schon kraft gesetzgeberischer Behauptung gegeben 

sind. 

Vielleicht ist das ein zusätzlicher Grund dafür, dass die Bundesregierung vor 

Kurzem die eingangs erwähnte Verfassungsänderung vorgeschlagen hat, 
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halb der Universität verständlich, aber gleichwohl ein Fehler.
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und den Zusammenschluss mit der Universität Karlsruhe erst begründende 

und zugleich sehr sinnvolle Zielsetzung des KIT lautet: „Die Forschung im KIT 

(wird) bereichsübergreifend verschränkt“, und diese zwischen Universitätsteil 

und Großforschungsteil verschränkte Forschung wird ausdrücklich als die „KIT-
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der Forschungskompetenzen und -kapazitäten verlangt. Das ist nur eine 

Variation des am Beginn des KIT-Gesetzes stehenden allgemeinen Zieles „der 

Zusammenführung (sic!) der Aufgaben einer Universität und einer Einrichtung 
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Dazu steht in einem schwer erklärbaren Widerspruch das Beharren auf zwei 
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gemeinsamer Bereiche (!) erfüllt das KIT seine Aufgaben jeweils in den rechtlich 

unselbständigen Bereichen Universität (Universitätsbereich) und Großforschung 

(Großforschungsbereich).“ Fast schon trotzig wird, was schon längst im Gesetz 

gesagt ist, angeschlossen: „Der Großforschungsbereich ist nicht Hochschule im 

Sinne des Hochschulrechts.“ Man würde aber lieber wissen, was denn die kurz 

vorher geforderten „gemeinsamen Bereiche“ sind. Stattdessen wird wieder auf 
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liche Argumentation hat also nur den Zweck, die gemeinsame Finanzierung trotz 

der „gemeinsamen oder verschränkten Bereiche“ zu rechtfertigen, welche die 

wesentliche und sinnvolle Zielsetzung und der Endpunkt des Zusammenschlusses 

sind. 

Es liegt aber nicht in der Macht des Landesgesetzgebers, das Vorliegen der 
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lich für die Großforschungsaufgabe des KIT zu verwenden. Die Aufgaben des 

KIT werden aber nicht nur in den beiden „rechtlich unselbständigen Bereichen 

Universität (Universitätsbereich) und Großforschung (Großforschungsbereich)“ 
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(3) erwähnten verschränkten Forschungsbereichen, die nach den Vorgaben des 

Gesetzes maßgebend für den gesetzlich vorgesehenen Endzustand des KIT sein 
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sollen, gibt es Sektoren, die für beide genannten Bereiche Aufgaben erfüllen, 
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des KIT und es betrifft die Zentralverwaltung einschließlich der Hilfsdienste 

wie die Hausverwaltung, die Beschaffungsstelle, gemeinsame Labore etc. Auch 
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Großforschungsbereichs mit dem Universitätsbereich.
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unter „Forschung an Hochschulen“ zu subsumieren, weil das Gesetz großen Wert 
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Probleme des Zusammenschlusses des Karlsruher Forschungszentrums mit der 

Karlsruher Universität gerichtet gewesen. Probleme der Behandlung vor allem 
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Forschungsfreiheit und ihrer Grenzen, des legitimen Interesses der Financiers, 

der Bedingungen für das erstrebte und fruchtbare Zusammenwachsen der bei-

den Bestandteile, aus denen das KIT besteht, und vieles andere waren nicht 

Gegenstand der Untersuchung; sie sind gleichwohl für das Gelingen des Versuchs 
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sich in einer Stellungnahme von Reinhard Hoffmann,�3 auf die nur verwiesen 

werden kann.

3. Die Erkenntnisse aus dem ersten Versuch einer Verbindung 

von Universität und Großforschungseinrichtung

Soll der Sinn einer solchen Verbindung im Blick auf die internationalen Rankings 
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gewundenen Konstruktionen führen. Sie dienen weniger dem eigentlichen und 

durchaus auch propagierten Ziel einer Forschungsverschränkung und damit ihrer 

Verbesserung und sind gleichwohl vor der Verfassung kaum zu rechtfertigen. 
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Die von der Mentalität her schon schwierige Zusammenführung wird durch die 

gewählte Konstruktion stärker belastet, als es notwendig wäre.
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von Einrichtungen und Vorhaben der wissenschaftlichen Forschung von überre-
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damit auch für regionale und sektorale Sonderkulturen im Wissenschaftsbereich 

offener werden.
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als die Gegenüberstellung von „Einrichtungen und Vorhaben“ in diesem Artikel 
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den Ländern unter dem Stichwort “Vorhaben der Wissenschaft und Forschung 
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Einverständnis zum einen des Financiers Bund, der vor allem legitime außenpoliti-

sche Interessen einbringt, zum anderen der Länder als dem Muttergemeinwesen 

von Hochschulen und Studentenschaften als den Trägern des DAAD und zum 

dritten und vor allem der Hochschulen selbst, die gemeinsam ein hohes Interesse 

an einem Studierendenaustausch haben. 

In diesem Sinne müsste man die Integration von außeruniversitären, vom Bund 
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eine Universität als ein Forschungsvorhaben begreifen, was es inhaltlich durch-

aus zumindest auch ist. 
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2 GG wäre dann die Verbindung einer außeruniversitären Forschungseinrichtung, 

wie eines Großforschungsinstituts, aber auch anderer Forschungsinstitute 

mit einer Hochschule zum Zwecke einer engen Forschungskooperation. Eine 

Variante läge in der Bildung gemeinsamer Forschungsinstitute, bei denen 

aber das Forscherpersonal die Bindung an ihr Muttergemeinwesen hielte. Um 

Konsequenzen für die internationalen Rankings zu haben, müssten sie an eine 

Universität mindestens angebunden werden. 
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Der verfassungsrechtlich notwendige Schutz der Länder vor einer Gängelung 
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dem Bund und allen Ländern das Länderinteresse, aber auch das Interesse ihrer 

Hochschulen hinreichend gewahrt wird.

IX. DIE BEDEUTUNG DES GRUNDRECHTS DER FORSCHUNGSFREIHEIT  
DES ART. 5 ABS. 3 GG

Eine auch institutionelle Verknüpfung von außeruniversitären Forschungs-

��������
�
�������������~�����
������������]��������%������������
������

0���������=�
�������������^~����
�
�"����������~�������
��������8��������-

sen sich zwei Aspekte unterscheiden. Zum einen geht es um grundrechtli-

che Abwehrrechte des einzelnen Forschers gegenüber Anforderungen der 

Organisation und zum anderen geht es um Anforderungen an die Organisation, 

die vom Bundesverfassungsgericht aus dem Grundrecht am Beispiel der 

Hochschulforschung entwickelt worden sind.

1. Das individuelle Abwehrrecht aus dem Grundrecht der Forschungsfreiheit

Es fällt schon auf, dass es zu diesem Komplex keine relevante Rechtsprechung 

des Bundesverfassungsgerichts gibt. Nur Grenzfragen sind bisher erfolglos an das 

Gericht herangetragen worden.�� Wenn in der langen Rechtsprechungsgeschichte 
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niert hat.�� Das liegt zum einen an der beschränkten Funktion dieses Teilaspektes 

des Grundrechts und zum anderen an dem mangelnden Interesse an einem ent-

sprechenden relevanten Eingriff.
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���Michael Stolleis hat mich darauf hingewiesen, dass dieses Grundrecht verfassungsgeschichtlich 
der Reaktion der Paulskirchenverfassung auf die restaurative Entwicklung nach dem Wiener 
Kongress geschuldet war, die zu erheblichen Eingriffen in die Freiheit von Forschung und 
Lehre geführt hatte. Es ist ein typisch deutsches Grundrecht.
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So ist zum Beispiel unstreitig, dass der Staat, aber auch eine private An -
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Forschung zu betreiben hat. In der Hochschule ergibt sich das aus der Denomination 

der Hochschullehrerstelle, also aus dem Amts- oder Dienstverhältnis, im priva-

ten Bereich aus dem Anstellungsvertrag. Wenn der Hochschullehrer sein Fach 

in Forschung und Lehre zu vertreten hat, kann er nicht unter Berufung auf die 

Freiheit der Forschung, ohne Zustimmung des Staates, das in der Regel breit 

umschriebene Forschungsfeld wechseln. Ebenso wenig kann sich der wissen-

schaftliche Mitarbeiter, dem ebenfalls und in gleicher Weise das Grundrecht 
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entziehen, die ihm der vorgesetzte Professor zugeteilt hat. Der „Prozess der 
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dagegen für den Staat wie für die Anstellungsinstitution grundrechtlich tabu. 

Je stärker die Institution Programmforschung betreibt und je mehr im Verbund 

geforscht werden muss, sind weitere Restriktionen natürlich gegeben und verfas-

sungsrechtlich in der Individualperspektive unbedenklich. Soll in einem Lehrstuhl 

oder in einer Arbeitsgruppe ein gemeinsames Forschungsprojekt betrieben wer-

den, sind die notwendigen personellen und sachlichen Koordinationen aus der 

Sicht des individuellen Grundrechts unbedenklich und für die Beteiligten ver-
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zu sorgen, so „dass das Grundrecht der freien wissenschaftlichen Betätigung 

soweit unangetastet bleibt, wie das unter Berücksichtigung der anderen legi-

timen Aufgaben der Wissenschaftseinrichtungen und der Grundrechte der ver-
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Dass zwischen Hochschulen und außeruniversitären Forschungseinrichtungen, 

die in der Regel speziellere Forschungsaufgaben haben, eine unterschiedli-

che Forschungskultur herrscht, ist also grundrechtlich irrelevant, kann aber 

bei einer Zusammenführung jedenfalls anfänglich zu Friktionen führen. Zum 
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forschungseinrichtungen der Kreis der „leitenden Wissenschaftler“ kleiner und 
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Fakultät der Fall wäre, in der jedes professorale Mitglied in diesem Sinne „leiten-

der Wissenschaftler“ ist. Auch ergibt sich das Spektrum universitärer Forschung 

im Kern aus dem Lehrangebot der jeweiligen Fakultät und ist stark von univer-

sitärer Tradition bestimmt, was die Offenheit für neue Fragestellungen nicht 

ausschließt. Staatliche Vorgaben sind unüblich.
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2. Organisationsanforderungen aus dem Grundrecht der Forschungsfreiheit
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durch die „Gruppenuniversität“ gezwungen, etwas über die organisationsrecht-

liche Seite des Grundrechts der Forschungsfreiheit zu sagen. Es knüpfte dabei 

an seine allgemeine Grundrechtsrechtsprechung an, die unter dem Stichwort 

der durch die Grundrechte mitbestimmten „objektiven Wertordnung“ die 
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beschränkt sich vollständig auf den Hochschulbereich und billigt den Ländern 
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und zwar gerade auch zur Abweichung gegenüber dem überkommenen System. 

Es akzeptiert die „Gruppenuniversität“, differenziert aber das erlaubte Maß der 

Mitbestimmung nach der Nähe zum Entscheidungsgegenstand, sei es Lehre, 

Forschung oder Berufung. Ausdrücklich wird betont, dass es ein „geborenes“ 

Organisationsprinzip für den Wissenschaftsbereich nicht gebe.
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danach für funktionstüchtige Institutionen eines freien Wissenschaftsbetriebs 

sorgen und durch geeignete organisatorische Maßnahmen sicherstellen, dass 

das individuelle Grundrecht der freien wissenschaftlichen Betätigung so weit 

unangetastet bleibt, wie das unter Berücksichtigung der anderen legitimen 

Aufgaben der Wissenschaftseinrichtungen und der Grundrechte der verschiede-
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über die Finanzierung hinaus Einwirkungsrechte vorbehält.

3. Das KIT-Gesetz im Lichte der Forschungsfreiheit 

Der erste Versuch der Verbindung einer Universität mit einer Großforschungs-

einrichtung, das KIT, übernimmt vom neuen baden-württembergischen 

Hochschulrecht das Vorstand genannte hauptberuflich besetzte kollegiale 

Präsidium mit weitreichenden Zuständigkeiten und einer Auffangzuständigkeit 

für alle nicht geregelten Fälle (§ 5 Abs. 3 KIT-Gesetz). Der Senat bleibt demge-

genüber in seinen auf das gesamte KIT bezogenen Funktionen schwach. Die 
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sowohl mit dem Aufsichtsrat als auch mit dem Land und dem Bund vom Senat 

abgelehnt werden. Klassischer sind die Zuständigkeiten des Senats für den 
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rechtigtes Mitglied des Senats; der Universitäts- wie der Großforschungsteil sind 

dort paritätisch vertreten. Es ist nicht zu erwarten, dass der Senat eine bedeu-

tendere Rolle im KIT spielen wird. Dagegen ist nicht undenkbar, dass neben dem 
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Land und jeweils die Mitglieder des Universitäts- sowie des Großforschungsteils 

aus dem KIT-Senat je zwei vor. Im Streit dominiert also die staatliche Seite, weil 

sie mehr als die Hälfte der Mitglieder des Aufsichtsrats besetzen kann. Die vorge-

sehene ehrenamtliche Wahrnehmung der Aufgaben des Aufsichtsrats dürfte frei-

lich von dem Vorsitzenden und seinem Stellvertreter bei der Fülle der wichtigen 
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die Aufwandsentschädigung der Aufgabenfülle adäquat ist oder hinreichende 

Unabhängigkeit anderweitig gewährleistet ist.

Diese mehr an starken Leitungsebenen und dadurch erhoffter Effizienz als 

an Selbstverwaltung orientierte Organisationsstruktur mit einem im Streit 
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der tradierten universitären ab, dürfte sich aber noch im Rahmen der staatli-

chen Entscheidungsfreiheit bei der Forschungsorganisation bewegen. Grund-

rechts positionen berührende Konflikte werden vermutlich nur bei wichti-
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der Organisationsstruktur sein. Bei der unterschiedlichen Behandlung des 

Universitätsteils mit seiner wichtigen Untergliederung in Fakultäten und des 

Groß forschungsbereichs, dem eine entsprechende Basisstruktur fehlt, wird 
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Organisations struktur mit zwei getrennten und unterschiedlich behandelten 

Bereichen angesichts der ausdrücklichen gesetzlichen und auch einzig sinnvollen 

Aufgabe zunehmender Forschungsverschränkung (s. oben VIII 2 [3]) zukunfts-

trächtig sein kann, ist freilich eine andere Frage.

Die Forschungsverschränkung wirft aber nicht nur die Frage nach einer sinnvol-
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Dominanz des Großforschungsbereichs auch die Frage nach der Zukunft des 
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Universitätsteils und damit nach der wissenschaftlichen Breite einer Organisation 

auf. Es ist schon ein Unterschied, ob eine Universität ein Großforschungsinstitut 

besitzt oder ein Großforschungsinstitut sich eine Universität leistet. Die ver-

quälte Organisation des KIT weist auf die problematische Stellung des Dieners 

zweier Herren hin. Mag das unter dem organisationsrechtlichen Anspruch des 

Grundrechts auf Freiheit der Forschung noch akzeptabel sein, einer anspruchs-

vollen und zudem den Verfassern internationaler Rankings beeindruckenden 

Forschungslandschaft entspricht die aus der grundgesetzlichen Verteilung der 

Sach- und Finanzkompetenzen resultierende Situation nicht. 

X. WAS TUN?

1. Lösungsmöglichkeiten unter dem verfassungsrechtlichen Status quo
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spreche der Verfassung, übertrieben wäre, zu Grunde legt,22 wäre die erste 
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haupt und in ihrer Quotierung unberührt zu lassen. 

Die Länder müssten zweitens ihren Universitäten durch Gesetz erlauben, eine 

vertragliche Beziehung zu den vier Forschungsverbünden mit dem Ziel einzu-
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ser Verbünde eine rechtlich relevante – und also auch in den Rankings anzu-

erkennende – Verbindung einzugehen. Die Vertragsform entlastet weitgehend 
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schneller reagiert werden.

Dazu wäre drittens ein einheitlicher Name für den Verbund angezeigt, der den 
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chende Schlagworte enthält. Beide Einrichtungen bleiben gleichwohl rechtlich 

selbständig und agieren im Übrigen unter ihrem eigenen Namen. 

22 Die Finanzverfassung des Grundgesetzes, also der X. Abschnitt „Das Finanzwesen“, ist ver-
mutlich der am häufigsten missachtete Teil des Grundgesetzes. Das liegt an einer für die 
Geltung ungünstigen Kombination. „Das Finanzwesen“ verteilt unmittelbar die durch Geld 
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die Verfassung beteiligt; der Verfassungsbruch ist einvernehmlich.
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Die Universitäten sollten viertens aber ihre Beziehungen zu den außeruniversitä-

ren Instituten, die vor allem wissenschaftlich-forscherische sein sollen, vertraglich 
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Fünftens sollte das Land als das Muttergemeinwesen der Universitäten diesen 
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wenn die Voraussetzungen einer wissenschaftlichen Zusammenarbeit gegeben 
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deren Mitgliedseinrichtungen ausüben.

Man dürfte an ein solches hier nur skizziertes Vorgehen die Erwartung stellen, 

dass zunächst in den Leitungsebenen der Universitäten wie der Institute der 

außeruniversitären Forschung ein stärker als bisher zu beobachtendes Interesse 

füreinander entstehen wird. Es kann den bisher auf individueller Basis schon 

bestehenden Einzelbeziehungen zwischen Forschern beider Bereiche eine institu-

tionelle Fundierung geben. Ob das zu stärkeren Verzahnungen führt, etwa zum 

Beispiel auch zu Absprachen bei Berufungen, Ausrichtungen von Professuren 

oder gemeinsamen und auch auf längere Dauer angelegten Forschungsprojekten, 

wird man der Entwicklung überlassen müssen.
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für kleinere Fachrichtungen ausgehandelt werden, was bei einer stärkeren 

Zusammenführung eines Großforschungsinstitutes mit einer Universität ein 
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Ein solches dominant vertragliches Vorgehen hat den weiteren Vorteil, dass 

bei ihm aus zwei Gründen keine Frontalopposition zu erwarten ist. Zum einen 

kann die Entwicklung sukzessive vorangetrieben werden, die Rückwirkungen 

auf die Wissenschaftskultur der beteiligten Einrichtungen also differenzierter 

betrachtet werden und zum anderen ist jeder rechtlich relevante Schritt durch 

Vertragsänderung zu betreiben, kann also Grundlage einer eigenständigen 

Debatte werden. Es ist zudem zu erwarten, dass Land und Bund sich regelmäßig 

aus Vertragsänderungsverfahren heraushalten werden, weil ihr Interesse nicht 

berührt wird und die Entwicklung selbst ihrer Intention entspricht. Wären jedes-

mal Rechtsänderungen notwendig oder erwünscht, sind normalerweise beide, 

wenigstens aber eine staatliche Seite notwendig involviert.
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Der zugegeben weiche Vorschlag geht davon aus, dass eine grundsätzlichere 

Reform weder der Finanzverfassung noch der Aufgabenverteilung zwischen 

Bund und Ländern in absehbarer Zeit zu erwarten ist. Er hält es mit dem Spatz 

in der Hand und lässt die Taube Taube sein.

2. Möglichkeiten nach Einfügung von „Einrichtungen“ in  

Art. 91b Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 GG

Wird die von der Bundesregierung vorgeschlagene Einfügung von „Ein-
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Zusammenschluss einer Universität mit einem außeruniversitären For schungs-
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der Landeshochschulgesetze um die Etablierung eines reinen Forschungsinstituts 

der Universität. Es sollte außerhalb der Gliederung in Fakultäten oder Fach -

be reiche stehen und einen eigenen Organisationsstatus haben, was Doppel-
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verlangt, dass die Lehrenden auch forschen, nicht aber, dass Forscher auch lehren. 

0����~����%���
������~��������
�
���%�|�����|���������
��x������}�����
�
�

auch des primär forschenden Personals. Die systematische Darstellung eines 

Wissenschaftsfeldes oder einer speziellen Forschungsrichtung vor einem 
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Fakultät abgesprochen werden. Auf das Lehrdeputat der Fakultät wird sie nicht 

angerechnet. Für die Beteiligung der Mitglieder des Forschungsinstitutes an 
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Ein solches Forschungsinstitut wäre der natürliche Empfänger von Finanzhilfen 
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von Professoren sollte das Institut grundsätzlich einer Fakultät gleichgestellt wer-

den, wobei Bund und Land je ein institutsexternes professorales Mitglied in die 
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und der zentralen Universitätsorgane zum Institut sollte in seiner groben Struktur 
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durch das Landeshochschulgesetz festgelegt werden. Die Einzelausgestaltung 
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des Instituts und des daher bedeutenderen Einsatzes von Bundesmitteln sinnvoll 
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Bundes- und Landesseite auf der einen Seite und Instituts- und Universitätsseite 

auf der anderen paritätisch beteiligt sind. Er sollte beratende und kontrollie-
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Abhängigkeit von den Finanzierungsentscheidungen gewährleistet.
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zu einer Verfassungsänderung in Gang gesetzt worden, die eine wesentliche 
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1. Die Entwicklung des Art. 91b GG
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wissenschaftlichen Forschung von überregionaler Bedeutung zusammen-
wirken. Die Aufteilung der Kosten wird in der Vereinbarung geregelt.
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Bundes erstmals eine markante Trennung zwischen außer universitärer For schung 

und Forschung an Hochschulen einschließlich ihrer Forschungsbauten und Groß-
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außerhalb von Hochschulen;

2. Vorhaben der Wissenschaft und Forschung an Hochschulen;

3. Forschungsbauten an Hochschulen einschließlich Großgeräten.
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stellung der Leistungsfähigkeit des Bildungswesens im internation-

alen Vergleich und bei diesbezüglichen Berichten und Empfehlungen 

zusammenwirken.

(3) Die Kostentragung wird in der Vereinbarung geregelt.
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schwieg zu einer schon damals geforderten verfassungsrechtlichen Absicherung 
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Koalitionäre aber: „Wir werden in den nächsten vier Jahren seitens des Bundes 
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Da die Vereinbarung sich nicht darauf bezog, den Ländern für die Grund-
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Hochschulen selbst, war das ohne Verfassungsänderung nicht realisierbar, und 

zwar nicht wegen des als Schlagwort im politischen Kampf zwar sehr geeigneten, 

in Wirklichkeit aber nicht existierenden „Kooperationsverbots“.��
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gierungs vertretern des Bundes- und Landesbereichs25 „zur Umsetzung der 
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be schlossenen Verfassungsänderung inhaltlich, vermied aber den zusätzlichen 

Begriff „Wissenschaft“.�5 
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inhaltlich gravierend ändern. Sie lautet:
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Forschung und Lehre zusammenwirken. Vereinbarungen, die im 
Schwer punkt Hochschulen betreffen, bedürfen der Zustimmung aller 
Länder. Das gilt nicht für Vereinbarungen über Forschungsbauten und 
Großgeräte. 
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Es ist nicht abzusehen, ob dieses Vorhaben, das auch im Bundesrat eine Mehr-

heit von mindestens zwei Dritteln der Stimmen erreichen muss, schon jetzt ver-
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lassen, das Thema als ein nicht unwichtiges Detail der Finanzbeziehungen in 

die zurzeit schon laufenden Verhandlungen zur allgemeinen Neujustierung der 

Finanz  beziehungen zwischen Bund und Ländern einzubeziehen, die spätestens 

���3���
�����~�����������������

Da sich aber die eine der beiden Seiten mit dem Kabinettsbeschluss, der im 

Rahmen der Zielsetzung des Koalitionsvertrages bleibt, schon festgelegt hat 
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ist, lohnt sich eine Analyse. 

25 Neben dem Bundesfinanzminister Wolfgang Schäuble (CDU) und dem seitens der SPD für die 
Finanzverfassungsreform zuständigen Ersten Hamburger Bürgermeister Olaf Scholz waren es 
die zuständige Bundesministerin Johanna Wanka (CDU) und für SPD und auf Länderseite die 
rheinland-pfälzische Ministerin Doris Ahnen.
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schungsbauten, einschließlich Großgeräten, bedürfen die Vereinbarungen der Zustimmung 
aller Länder.“
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matischen Privilegierung des außeruniversitären Forschungsbereichs. In Kapitel 
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durch den Bund zur Privilegierung dieser Landesaufgabe gegenüber anderen 

Landesaufgaben führt. Ebenso führt die nach der bisherigen Regelung zulässige 
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einem Nachteil für die in den Hochschulen betriebene Forschung. Bei ihr ist in 

strenger Auslegung der Verfassung eine institutionelle�^�����
�
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Bund nicht erlaubt. Die in der Vergangenheit erlebten, sich über Jahre hinziehen-

den Kürzungen der universitären Budgets durch viele Länder und die gleichzeitige 

Garantie eines relevanten Anstiegs der Etats der außeruniversitären Forschung 

sind nur ein Beispiel.�4 Im Sinne des bestehenden und eingangs beschriebenen 
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nichts als die Garantie der Beibehaltung eines schlechten Forschungsrankings 

deutscher Universitäten im internationalen Vergleich. Bei den entsprechenden 

Rankings bleiben die deutsche außeruniversitäre Forschung und damit deren 

Zuwachs an Finanzressourcen ausgeblendet.

Die Aufgabe der Dichotomie von universitärer und außeruniversitärer Forschung 

in der Finanzverfassung hätte eine weitere bedeutende Konsequenz. Sie erüb-
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Groß  forschungs einrichtungen und universitären Einheiten. Zu welch verqueren, 

um nicht zu sagen hypertrophen Organisationsgebilden das geführt hat, ohne 

dass gerade nach der inhaltlichen Konzeption auf Dauer die Bundes- und Landes-
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anhand des Karlsruher KIT dargestellt. Dem zweiten Beispiel, der Verbindung 
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Centrum, das noch in der Vorbereitungsphase ist, wird der folgende Abschnitt 

XII gewidmet.

�+ Der Sprachgebrauch „außeruniversitär“ hat sich eingebürgert; er schließt z. B. die Forschung 
im gesamten Hochschulbereich aus, nicht nur die universitäre Forschung.

�4 Wobei die Länder jeweils „gezwungen“ waren mitzuziehen, meist freilich mit geringeren 
prozentualen Anteilen. Insgesamt ging das aber zu Lasten der Hochschulbudgets.
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Die zweite wichtige Veränderung gegenüber der bestehenden Verfassungslage 
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diese Einbeziehung nur durch eine entsprechend extensive Interpretation des 

Begriffs der Wissenschaft begründet werden. Die ausdrückliche Einbeziehung 

der zweiten Hauptfunktion der Hochschulen ist daher als ein zumindest klarstel-

lender Schritt zu begrüßen. Sie umfasst auch die Weiterbildung. Die ausdrückli-

che Aufnahme der „Lehre“ verträgt sich freilich, wie zu zeigen sein wird, kaum 

mit dem beibehaltenen Erfordernis „überregionaler Bedeutung“.

Die dritte wichtige Veränderung ist die Eliminierung der bisherigen ausdrückli-
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Wissenschaft und Forschung“ an Hochschulen. Es ist oben29 schon darauf hin-

gewiesen worden, dass die sprachlich an sich naheliegende Beschränkung des 
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des DAAD mit dieser Norm als vereinbar angesehen wurde und wird. Gleichwohl 

bleibt eine Auslegung gegen den Wortsinn immer unsicher*� und im Streitfall 

vor dem Bundesverfassungsgericht risikoreich. Daher wäre es als ein Fortschritt 

zu betrachten, wenn die Verfassungsnovelle in dieser strittigen Frage Klarheit 

schaffen würde.

Viertens werden durch die verallgemeinernde Nutzung des Begriffs „Wissen-
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nicht nur die wissenschaftliche Tätigkeit im weitesten Sinne, sondern auch das 

Hilfs system, dass sich um wissenschaftliche Tätigkeiten und zu ihrer Unterstützung 

gruppiert. Unter diesem sehr weiten Begriff fallen daher so unterschiedliche 

Insti tu tionen wie zum Beispiel der Deutsche Akademische Auslandsdienst 
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DFG oder die Organisation des Zusammenschlusses von Forschungsinstituten wie 

die Max-Planck-Gesellschaft oder die Helmholtz-Gemeinschaft. Die Einführung 

des Begriffs Wissenschaft macht es auch sicherer, dass Hilfsmittel für Forschung 

29�0�����~����0�����*��

*� Sie wird von der Kommentarliteratur, die freilich auf die Entstehungsgeschichte nicht eingeht, 
auch nicht geteilt.

*��.��	����3���	������0��|���1����==���������	�������������������"�����������@~�����������������-
schaftlichen Forschung außerhalb von Hochschulen“ nur den Sinn, die industrielle Forschung 
auszuschließen. Wobei man freilich nicht leugnen kann, dass auch dort Forschung wissen-
schaftlich betrieben wird; die wissenschaftliche Erkenntnis ist aber nicht Selbstzweck.
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Werk stätten insbesondere in den Ingenieurwissenschaften oder in der Medizin 

und andere Unterstützungssysteme zulässiger Weise und selbstverständlich 
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für Forschungsbauten und Großgeräte bestätigen dies. Setzt sie doch voraus, 

dass diese beiden Hilfsmittel der Forschung an sich der Grundregel unterfallen 

würden.

Durch die ersatzlose Aufgabe der Unterscheidung in „Einrichtungen“ und 
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bleme der Abgrenzung vermieden. Zum zentralen Begriff der Vorschrift avan-
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zielle Hilfen des Bundes.

_������������������	
"
���#�����
�"���������������~��#��~��q�
����
��
�������

Bundes- oder Landesaufgabe handelt, spielt nach der Formulierung keine 
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Kabinetts. Es wäre aber denkbar, dass es sich z. B. um ein Forschungsinstitut in 

privater Organisation oder sogar privater Trägerschaft handelt. 

Die Forschungs- oder Lehraufgabe bleibt eine Aufgabe des Trägers, in der 
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wird. Im Sinne der Überschrift des Abschnittes VIIIa des Grundgesetzes han-

delt es sich eher um eine bloße „Verwaltungszusammenarbeit“ und nicht um 

eine Art Kondominium, also um Gemeinschaftsaufgaben im echten Sinne. 

Hochschulforschung und Hochschullehre zum Beispiel bleiben weiterhin eine 
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von Land und Bund gemeinsam betrieben werden. Einwirken kann der Bund 

auf Landesaufgaben der Wissenschaft also nicht aus eigenem Recht, weil es 

sich (auch) um seine Aufgabe handelte, sondern nur in Verbindung mit einer 
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allein die Aufsicht über die Hochschulen oder andere Landesorganisationen 

zukommt.
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spricht, kann der Bund als Bedingung für seine (Mit)-Finanzierung bestimmte 
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bestimmte Bedingungen für die Wissenschafts-, Forschungs- oder Lehr insti-

tutionen knüpfen kann. Dabei darf die Garantie der Freiheit von Kunst, Wissen-

schaft, Forschung und Lehre in Art. 5 Abs. 3 GG nicht verletzt werden.32 Die 

Bedingungen durchzusetzen, obliegt allein dem jeweiligen Land.

Es geht um eine fakultative Zusammenarbeit zwischen Bund und Ländern. Die 
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aufgabe im Bereich von Wissenschaft, Forschung und Lehre durch den Bund. Nur 
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der beide Seiten bindet, ein solcher Anspruch entwickeln lassen.

Organisiert wird die fakultative Zusammenarbeit zwischen dem Bund und den 

Ländern durch die Gemeinsame Wissenschaftskonferenz (GWK), über deren 
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Wissenschaft, Forschung und Finanzen zuständigen Bundes- und Landesminister 

an. Die Detailarbeit wird in einem Ausschuss von ihren Staatssekretären bzw. 

Abteilungsleitern geleistet. Die Kommission bestimmt die Grundlagen für die 

gemeinschaftliche Finanzierung der Wissenschaft wie die jeweils zur Finan-

zierung Verpflichteten und die Quoten; dazu werden für einzelne Gebiete 

„Ausführungsvereinbarungen“ mit wichtigen Detailregelungen geschlossen. 

8���>~������~�������������
�#������������
���"�������	
�"���
�
�����	����3���

GG zuständig. 
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digen Objekte hält der Entwurf an der allgemeinen Voraussetzung fest, dass 

das Zusammenwirken von Bund und Ländern nur „in Fällen von überregionaler 

Bedeutung“ zulässig ist. Was aber unterscheidet die Lehre in Vechta von der in 
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ist schon darauf hingewiesen worden, dass die Bedingung selbst auch ohne 

den Sonderfall Lehre keine sonderlich einsichtige Bedeutung hat, weil die 

32 Siehe dazu oben Kapitel IX.

33��
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*� Siehe jetzt oben Kapitel III.
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Regio nalität oder ihr Fehlen kein Qualitätsmerkmal ist.35 Offensichtlich will sie 
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spricht dafür, dass Allgemeineres gemeint war als ein zu schmaler Regionalbezug. 

Auch für die Forschung ist die „überregionale Bedeutung“, wie immer sie zu mes-

sen wäre, kein sinnvolles Kriterium. Die Kommentarliteratur zeigt sich bei ihrer 

Interpretation aus guten Gründen etwas ratlos.*5 Am Sinnvollsten scheint es, die 

Bedingung in der endgültigen Fassung zu streichen, zumal nicht zu sehen ist, wer 
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scheiden würde.

Die gemeinschaftliche Finanzierung bedarf wie bisher einer vorangehenden 
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anders als bei allen anderen Vereinbarungen nicht die Zustimmung aller Länder 
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der bisherigen Regelung nicht zu erkennen. Es ist ein typisches Produkt einer 

Verfassungsänderung, die nicht systematisch, also einigermaßen rational vor-

geht, sondern im Verhandlungswege konzeptionelle Brüche als halbe Siege oder 

auch nur halbes Nachgeben aushandelt.*+ Zu den verfassungsrechtlichen Grenzen 
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Landes übersteigenden Bedeutung liegen.
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��� ���� ���`�����>
��
� �q��
��#�==�5��	
"��� �����	���� 3����;��� �5�������#�����
Vorhaben müsse wegen der geforderten überregionalen Bedeutung für den Gesamtstaat 
oder für mehrere Länder bedeutsam sein, so passt das für die Lehre überhaupt nicht, und die 
Forschung schielt weder auf Ländergrenzen noch auf den Gesamtstaat. Joachim Suerbaum 
�9}}��
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internationalen Kontext“, was immer das heißen mag, maßgebend sein lassen. Kritisch ist zu 
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XII. DIE GRÜNDUNG EINES BERLINER INSTITUTS FÜR GESUNDHEITSFORSCHUNG/

BERLIN INSTITUTE OF HEALTH (BIH) UND DIE VOM BUND VORGESCHLA-

=919�19]^	00]1=�890�	;<��3���	�0����==

.��q�"������������;�����������������������������=����
�
�������������.q��������
-

ten, also die besonders sachkundigen Walter Rosenthal, Annette Grüters-Kieslich, 

Detlev Ganten, Almut Caspary und Josef Zens unter dem Titel „Integration 

von universitärer und außeruniversitärer Forschung im Berliner Institut für 

Gesundheitsforschung (BIH)“ Motive und Form des beabsichtigten organisa-

�~���������
����������
���������j���������������`���8��������j����
��

dargelegt. Mit der Feststellung „Direkter Empfänger der Zuwendungsmittel 

�����
���������������.q��
�����������
��������%���>��}������"�������*4 ist ein 

entscheidendes Motiv für die Wahl der vorsichtig ausgedrückt komplizierten 

Orga nisations struktur bezeichnet. Im Hintergrund steht die Erkenntnis: „Zwei 

Kernthemen prägen demnach die derzeitige Diskussion: die Suche nach neuen 

Orga nisationsstrukturen für eine international erfolgreiche, kompetitive deut-

�����!���������"��
�������1~������
����������
������������^����|���
�
�����

Universitäten als Kernstück des Wissenschaftssystems.“39
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der Finanzschwäche vieler Länder und dem Verbot für den Bund, dem durch 
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tional erfolgreiche kompetitive Wissenschaft manifestiert sich für das interna-

tionale wissenschaftliche Publikum in den internationalen Forschungsrankings, 

die aber gerade außeruniversitäre Forschungsinstitutionen nicht einbeziehen.

 

Dem ersten Anliegen kann die vorgeschlagene Organisation des BIH gerecht 

werden. Nach § 2 Absatz 2.2a der schon geschlossenen Verwaltungsvereinbarung 

(im folgenden „VerwV“ abgekürzt) zwischen der Bundesrepublik Deutschland 

und dem Land Berlin hat dieses im Hinblick auf die Muttergesellschaft BIH 

durch das Berliner Errichtungsgesetz autoritativ festzulegen: „Das BIH ist keine 

q~�����
������0�������������q=�~�����~��	����3���==���8��������~������������

Sinn, eine Finanzierung nicht nur von Forschungsvorhaben des BIH, sondern auch 

����9�������
�
���������
���������
���|
�����
������#�~����	����3���	������

GG in der geltenden Fassung zu widersprechen. Die vom Bund vorgeschlagene 

*4�!���������"��}~���������8���~
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ten Organisationsform erst gar nicht aufkommen lassen.

Dem zweiten Anliegen kann dagegen insofern nicht entsprochen werden, als die 

Forschungsleistung des BIH als solche in die internationalen Rankings nicht ein-

gehen wird, weil dem BIH der Universitätscharakter ausdrücklich aberkannt wird. 

1
������^~����
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�����j�����������~��������������������.q������������

bisher in den internationalen Rankings auftauchen, wenn diese den universitären 

Charakter trotz der Einbindung in das BIH weiter anerkennen.
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GG würde aber die Dichotomie zwischen außeruniversitärer und universitärer 
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von Einrichtungen der Forschung aufgehoben. 
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Delbrück-Centrum (§ 2 Abs. 2.2c VerwV). Unabhängig davon scheint keine Klarheit 

darüber zu bestehen, welche Konsequenz die Wahl der Organisationsform 
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der Verwaltungsvereinbarung (§ 2 Abs. 2d i.V. m. Abs. 2c) sind die Mitglieder der 
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schaftlichen Mitglieder des Max-Delbrück-Centrums. Sie haben aber keine mit-

gliedschaftlichen Rechte, da die Verwaltungsvereinbarung keine vorsieht, viel-
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die dominante Rolle zugewiesen ist.

Es ist hier nicht der Ort, das vorgesehene Konzept in alle Richtungen zu dis-

kutieren. Es darf nur auf die Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts 

�~������$
��������� hingewiesen werden, welche die Medizinische Hochschule 

Hannover betrifft. Nach dieser Entscheidung wäre eine Konzentration der 
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Aus schluss der wissenschaftlichen Mitglieder des BIH von wissenschaftsrele-

vanten Entscheidungen jedoch mit Art. 5 Abs. 3 GG nicht zu vereinbaren. Da 

Art. 5 Abs. 3 GG kein Sonderrecht für Hochschulen enthält, sondern alle staat-

lich organisierten Forschungssysteme betrifft, ändert sich an der Wirkung der 

Entscheidung nichts dadurch, dass dem BIH ausdrücklich der Hochschulcharakter 

abgesprochen wird.

Bei aller zumindest verbaler Schonung der im projektierten BIH zusammenge-

�}�������.�����
��~����j�������
���`8j�����������|
����������#����������9��|����

eine einheitlich organisierte und geleitete, und mindestens alle eigenen und die 

Forschungsaktivitäten der Subsysteme zusammenfassende Institution geschaffen 

��������~��#�����������������~���
����������|�������������~����8��������������

unterstellen, dass bei der geplanten Massierung der Forschungskapazität die 
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auch gerechtfertigt wäre.

Für eine Verbesserung der deutschen Situation bei den internationalen For-

schungsrankings liegt der Vorschlag nahe, dass die Universitäten, die sich das 

von ihrem Forschungspotenzial zutrauen, die eine oder andere Groß forschungs-

einrichtung entwickeln oder übernehmen.�� Dazu müssten die Hoch schul gesetze 

geändert werden, die auf diese Verstärkung und Konzentration der Forschung 

nicht ausgelegt sind. Es gibt zwar verständliche Widerstände, aber keinen sinn-

vollen Grund, dass deutsche Universitäten anders als andere bedeutende Uni-

������%�����������!���������������^~����
�
�|�������|
��
����~�������8���������-

teste Einwand ist der Hinweis auf den freilich wichtigen „Grundsatz der Einheit 

von Forschung und Lehre“. Er besagt lediglich, dass auch forschen soll, wer an 

der Universität lehrt, nicht aber, dass auch lehren soll, wer dort forscht. Auch 

bedeutet er nicht, dass jemand zum Forschungsprofessor auf Lebenszeit beru-

fen werden muss; es wäre sogar schädlich. Der Staat seinerseits müsste bei den 

Deputatsregeln auf die neue Situation reagieren.

1
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angestoßenen, aber auch bei Erfolg nicht dauerhaft finanziell gesicherten 

Forschungsaktivitäten eine gesicherte Zukunft hätten und nicht Investitionsruinen 

���������&����	
����������������������#��������
������]��������%�������������-

nationalen Rankings Plätze erreichen, die ihrer Forschungsleistung entsprechen.

�� Das würde nur eine Entwicklung betätigen, die schon die Exzellenzinitiative vorausgesetzt 
hatte.
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WEITERE TITEL DER REIHE »WISSENSCHAFTSPOLITIK IM DIALOG«

Heft 1/2012 

PETER GAEHTGENS 

Die Exzellenzinitiative im Kontext  
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Heft 2/2012

HANS MEYER

Die Zukunft des Wissenschaftssystems und die Regeln des 

Grundgesetzes über Sach- und Finanzierungskompetenzen
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Heft 3/2012 

KARL ULRICH MAYER

Produktive Pfadabhängigkeiten.  

Ein Diskussionsbeitrag zum Verhältnis universitärer und  

außer universitärer Forschung im Kontext der Exzellenzinitiative 
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Heft 4/2012

STEPHAN LEIBFRIED / ULRICH SCHREITERER

Quo vadis, Exzellenzinitiative?

Heft 5/2012

REINHARD HOFFMANN 

Das monistische Modell.  
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des Landes im integrativen Forschungsverbund Universität/

außeruniversitäre Forschungseinrichtung

Heft 6/2013

HANS-GERHARD HUSUNG

Zukunftsraum Wissenschaft.  

Was kommt nach der Exzellenzinitiative?

Heft 7/2013

JÜRGEN GERHARDS

Der deutsche Sonderweg in der Messung von Forschungsleistungen
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Heft 8/2013

E. JÜRGEN ZÖLLNER
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Heft 9/2014

JULIA STAMM
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Auf dem Weg zu neuen Horizonten?

Heft 10/2014

WALTER ROSENTHAL, ANNETTE GRÜTERS-KIESLICH, DETLEV GANTEN

ALMUT CASPARY, JOSEF ZENS

Integration von universitärer und außeruniversitärer Forschung im Berliner 

Institut für Gesundheitsforschung / Berlin Institute of Health (BIH)

Heft 11/2014

UWE SCHIMANK
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Grundmuster, Spielräume und Effekte auf die Forschung



Die vier wichtigsten Bund-Länder-Programme für die Forschung (Hochschulpakt, 
Exzellenzinitiative, Hochschulbau, Pakt für Forschung und Innovation) enden zwischen 
���*�
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���"�������
zukünftige Gestaltung der deutschen Forschungslandschaft gefällt werden müssen. 
Die Schriftenreihe Wissenschaftspolitik im Dialog bietet ein Forum für Analysen der bisherigen 
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offene Diskussion über die Zukunft des deutschen Wissenschaftssystems. Die Reihe wird von 
der interdisziplinären Arbeitsgruppe Exzellenzinitiative der BBAW betreut.
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